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16. Jahegaug 


Der polniiche Angriff auf Danzig 


Die polniſche Regierung hat am 20. Juli eine in das 
Verhältnis zwiſchen Danzig und Polen tief einſchneidende 
Verordnung erlaſſen. Sie hat die Danziger Zoll⸗ 
verwaltung für die polniſche Einfuhraußer 
Tätigkeit geſetzt. Sie hat angeordnet, daß für die 
gollmäßi e Abfertigung der für Polen beſtimmten Waren 
ausſchließlich innerhalb des polniſchen Staatsgebietes 
gelegene Zollämter in Frage kommen ſollen, und daß bei 
den auf Danziger Gebiet gelegenen Zollämtern nur noch 
ſolche Waren verzollt werden ſollen, die für den Eigenbedarf 
der Freien Stadt beſtimmt ſind. Gegen Zuwiderhandlungen 
gegen dieſe Verordnung find von ſeiten der polniſchen Be⸗ 
hörden Strafmaßnahmen angedroht worden. Durch die 
polniſche Maßnahme wird zwiſchen Danzig und Polen eine 
Wirtſchaftsgrenze errichtet und die vertraglich begründete 
Zollunion zwiſchen beiden Staaten zerſtört. Danzig 
wird als wirtſchaftliches Eingangstor des 
polniſchen Hinterlandes außer unktion 
geſetzt: es hört in dieſer Beziehung ich ein Teil des 
polniſchen Zollgebietes zu ſein. Alle zwiſchen Danzig und 
Polen beſtehenden Abkommen, die das wirtſchaftliche Ver⸗ 
hältnis der beiden Staaten zueinander berühren, werden 
durch das Vorgehen der Warſchauer Regierung verletzt oder 
überhaupt in Frage geſtellt. 

Die Danziger Regierung hat gegen die Verordnung 
ſofort ſchärfſten Einſpruch erhoben. „Dieſe Verordnung“, 
heißt es in der Proteſtnote des Senatspräſidenten, 
„ſtellt einen Einbruch von außerordentlicher 
Tragweite in das zwiſchen der Freien Stadt Danzig 
und der Republik Polen beſtehende Rechtsverhältnis dar. 
Ich habe aus dieſem Grunde das Landeszollamt 
der Freien Stadt Danzig angewieſen, dieſe 
Verordnung nicht auszuführen.“ In der Note 
wird ſodann die Erwartung ausgeſprochen, daß die Ver⸗ 
ordnung ſofort zurückgezogen wird, und mitgeteilt, daß ſich 
der Senat der Freien Stadt vorbehält, alle Maßnahmen zu 
treffen, die ihm zum Schutze der Danziger Intereſſen not- 
wendig erſcheinen, und Erſatz 115 alle Schäden zu 
verlangen, die der Freien Stadt durch die Verordnung er⸗ 
wachen sollten. Auf die Danziger Note hat die Warſchauer 
Regierung in einer Weiſe geantwortet, die zu einer bedenk⸗ 
lichen Verſteifung des Konfliktes geführt hat. Sie erhebt gegen 
Danzig den Vorwurf, durch die Nichtausführung der Zollver- 
ordnung gegen die geltenden Abkommen verſtoßen und ſeine 
Rechte überſchritten zu haben! Das heißt: Sie bezeichnet die 
Weigerung Danzigs, die von ihr geforderte rechtswidrige Maß⸗ 
nahme durchzuführen. — als Rechtsbruch. Von Danziger Re⸗ 
gierungsſeite iſt daraufhin in einer Erklärung kurz feſtgeſtellt 
worden, daß Danzig nicht ſein eigenes Todes⸗ 
urteihunterſchreiben kann. N 

Die polniſche Regierung iſt nicht in der Re für ihr 
Vorgehen eine irgendwie einleuchtende Begründung vor- 
zubringen. Die polniſche Preſſe behauptet, daß die Ver⸗ 
ordnung durch die Notwendigkeit diktiert ſei, „die Inter⸗ 
eſſen des Staatsſchatzes vor den Folgen der Danziger De⸗ 
viſenkontrolle zu ſchützen; Danzig habe die Abſicht, ſeiner Wirt⸗ 
ſchaft mit den eingefrorenen polniſchen Forderungen, die ſich 
auf etwa 60 Mill. Zloty belaufen ſollen, wieder auf die Beine 


ſondern er fällt auf Polen ſelber zurück, da 


zu helfen. Dazu iſt zu ſagen, daß die angegebene Sumnie der 
polniſchen Forderungen in Danzig ein reines Phanta⸗ 
ſieprodukt ift; nach den Schätzungen der Warſchauer 
Handelskammer belaufen ſich dieſe Forderungen etwa auf ein 
Fünftel des genannten Betrages: außerdem ſtehen ihnen Dan⸗ 
ziger Forderungen in Polen von etwa der gleichen Höhe ent⸗ 
gegen, deren Ueberführung nach Danzig die polniſche Regie⸗ 
rung verhindert. Im übrigen war die Danziger Deviſen⸗ 
geſetzgebung, nachdem ſich der Gulden geſeſtigt hatte, 
ſchon vor der Veröffentlichung der erwähnten Verord- 
nung wieder ſo weit abgebaut worden, daß die Danziger 
Wirtſchaft wieder frei über ihre Deviſen verfügen und ins⸗ 
beſondere der Hafen- und Umſchlagsverkehr feiner Aufgabe 
als Mittler des internationalen Warenaustauſches wieder in 
vollem Umfange nachkommen konnte. Das iſt ja ſchließlich 
auch von maßgebenden polniſchen Wirtſchaftskreiſen an— 
erkannt worden: Die „Cazeta Handlowa“ und der „Rynek 
Drzewny” haben nach der Lockerung der Deviſenbeſtimmun⸗ 
gen das normale Funktionieren des polniſchen Handels- 
verkehrs über Danzig ausdrücklich beſtätigt. 


Noch eine weitere Behauptung, mit der Polen ſein 
Vorgehen gegen Danzig zu begründen verſucht, muß als 
nicht ſtichhaltig abgelehnt werden. Es wird nämlich darauf 
verwieſen, daß in letzter Zeit polniſche Importeure 
Danziger Gulden zu einem unter dem amt⸗ 
lichen Kursſtand liegenden Preiſe auf⸗ 
gekauft hätten und damit in die Lage verſetzt worden 
wären, ihre aus dem Ausland bezogenen Waren über 
Danzig mit einer um etwa 10 v. H. geringeren Zollbelaſtun 
als über Gdingen einzuführen. Wenn das wirklich der Fa 
aaa ſein follte, dann richtet ſich der hierauf begründete 

orwurf einer Schädigung Gdingens an die 

onder Adreſſe. Dieſer Vorwurf kann nicht Danzig a5 et 
s e 

die Danziger Währung zu ruinieren bemüht iſt und dann, 


wenn es damit Erfolg hat, darüber jammert, daß Gdingen 
durch den Danziger Währungsverfall in Schwierigkeiten 


gerät. 


In Warſchau hatte man anſcheinend erwartet, daß 
Danzig vor den drohenden Auswirkungen der Zollverord⸗ 
nung ſofort zurückweichen werde. Die Proteſtnote des 
Senatspräſidenten hat dort etwas ernüchternd gewirkt. Doch 
hat ſie die gegen Danzig gerichtete Kampfſtimmung, die in 
letzter Zeit wieder einmal die Regierungs- ebenſo wie die 


Oppoſitionskreiſe Polens ergriffen hat, nicht zu dämpfen 


vermocht. Im Gegenteil: Die Beharrlichkeit, mit der Danzig 


am Gulden feſthält, ſcheint geeignet zu ſein, gewiſſe polniſche 


Kreiſe in einen Zuſtand hochgradiger Hyſterie zu verſetzen. 
Die Stimmung gegen Danzig wird offenſichtlich noch dadurch 
verſchärft, daß die polniſche Regierung jetzt in der Wahlzeit 
unter dem Zwang der für fie nicht eben Zünſtigen innerpoli⸗ 


tiſchen Verhältniſſe ſteht. Sie hofft wohl, im Kampf gegen 


Danzig billige Lorbeeren ernten und ihre innerpolitiſche Lage 


durch einen Erfolg an der Danziger Front beſonders gegen⸗ 


über der Nationaldemokratie verbeſſern zu können. Und es 
iſt ſehr bezeichnend, daß die nationaldemokratiſche Preſſe, die 
ſonſt der Regierung ſtets Unentſchloſſenheit und Weichheit 


169 


gegenüber Danzig und Deutſchland zum Vorwurf gemacht hat, 


in dieſem Falle ihre volle Zufriedenheit mit Oberſt Beck und 
ſeinem Miniſterium äußert. Dieſer Beifall iſt keine Empfeh⸗ 
lung: er weiſt darauf hin, daß der Herr des Brühlſchen Palais 
in der Danziger Frage von der bewährten Linie ſeiner Außen⸗ 
politik abgeirrt iſt, daß es ihm dieſes Mal nicht gelungen 
iſt, ſich in feinen Entſchlüſſen frei von den ſtörenden und ver- 
wirrenden Einflüſſen der innerpolitiſchen Lage zu halten. 
Vor zwei Jahren ſetzten die Danziger Bemühungen um 
einen ehrlichen Ausgleich mit Polen ein, der auf dem 
Grundſatz der anſtändigen und gleichberechtigten Zuſam⸗ 
menarbeit zwiſchen den beiden wirtſchaftlich auf einander 
angewieſenen Staaten begründet Sein ſollte. Diefe Bemühun⸗ 
gen ſind jetzt, wie es ſcheint, an der hartnäckigen Weigerung 
Polens geſcheitert, im Intereſſe des Friedens von einer 


weiteren Verfolgung ſeiner He r rſchaf 13 anſprüche über 


Danzig Abſtand zu nehmen. Wenn Polen ſich nicht entſchließen 
kann, die Danziger Lebensnotwendigkeiten zu achten, wenn es 
ſich weiter, wie bisher, über die geltenden Verträge hinweg— 
ſetzt und damit praktiſch beſtätigt, daß es jetzt, nachdem der 
Ausbau des Gdingener Hafens nahezu vollendet iſt, auch ohne 
den Danziger Haſen auskommen kann, dann iſt es nur na⸗ 
türlich, wenn die Frage auftaucht, ob es nicht 
an der Zeit iſt, daß Danzig den Anſchluß an 
ein anderesals das polniſche Zollgebiet ſucht. 
Das mag eine von Polen nicht erwartete Auswirkung fein, 
es läßt ſich jedoch nicht beſtreiten, daß Danzig durch ein Vor⸗ 
gehen, wie es in der Verordnung vom 20. Juli zum Muss 
druck kommt, ſchließlich logiſcherweiſe vor dieſe Frage geſtellt 
wird. Dr. 


Von den Polen in Deutſchland 


Im Nachfolgenden iſt eine Reihe von Mitteilungen 
über die Tätigkeit der polniſchen Volksſplitter in Deutſch⸗ 
land zuſammengeſtellt. Die Mitteilungen ſind faſt aus⸗ 
ſchließlich der Preſſe des Polenbundes entnommen. Sie 
ſtellen natürlich nicht im entfernteſten eine vollſtändige 
Wiedergabe des Lebens und der Tätigkeit dieſer Volks- 
ſplitter dar, ſondern ſind nur eine Auswahl, laſſen aber 
. In in dieſer Beſchränkung die Aktivität erkennen, die der 
Polenbund in Deutſchland und ſeine Nebenorganiſationen 
auf den verſchiedenſten Gebieten des volkspolitiſchen Lebens 
entfalten. g 

Anfang Mai wurde der privaten polniſchen Mittelſchule 
mit gymnaſialem Lehrplan in Beuthen O /S. das Deffent- 
lichkeitsrecht (gegen entſprechende polniſche Zu— 
geſtändniſſe an die deutſchen Privatgymnaſien in Oſtober— 
ſchleſien) gewährt. Auf Grund dieſer Maßnahme fanden 
am 29. Mai die erſten Abſchlußprüfungen an 
der Beuthener Polenſchule ſtatt. Die Prüfung 
wurde von ſechs Schülern abgelegt: Broma, Planetorz, 
Piernikarczyk, Poloczek, Mehl (!) und Brieger (9. 

Am 2. Mai unternahm eine Gruppe von Polen aus 
Kleſchin (Kreis Flatow) eine mehrtägige Ge— 


ſellſchaftsfahrt über Uſch und Kolmar nach 


Poſein. N 

Am 5. Mai fand in Neubrandenburg die erfte Haupt⸗ 
verſammlung des Verbandes der polniſchen 
Landarbeiter in Mecklenburg und Pom⸗ 
mern ſtatt. Es beſtehen in dieſen Gebieten bisher 18, erſt 
im Laufe des vergangenen und dieſen Jahres entſtandene 
Ortsgruppen dieſer Art, und zwar in Anklam, Borgen, 
Demmin, Friedland, Gnoien, Greifenberg, Grimmen, Klütz, 
Langenhagen, Neubrandenburg, Penzlin, Pyritz, Stargard, 
Stettin, Stralſund, Teterow, Wolgaſt und Zißlaw. Der 
„Dziennik Berlinski“ ſchrieb aus Anlaß der Neubranden⸗ 
burger Tagung u. a.: „In erſtaunlich kurzer Zeit 
würden in einem Gebiet, in dem man bis vor kurzem nichts 
von einer polniſchen Organiſation gehört hatte, 18 Orts⸗ 
gruppen mit etwa 600 Mitgliedern ge: 
gründet. Am 5. Mai wurde eine Tagung der Delegierten 
dieſer Organiſation zu dem Zwecke be für Mecklen⸗ 
burg und Pommern einen Zweigverband des Verbandes 
polniſcher Landarbeiter in Deutſchland zu gründen.“ 

Der „lustrowany Kurier Codzienny“ gibt in Seiner 
Nummer vom 15. Mai die Zahl der in Deutſchland 
ſtu dierenden Polen mit 402 an. 

„Nach dem Tode des Marſchalls Pilſudſki erließ der 
Präſident des Weltbundes der Polen, Senatsmarſchall 
Raczkiewicz, einen Aufruf an die Auslands⸗ 
polen, in dem es u. a. hieß: „Das Polentum, wo es auch 
zimmer in Erſcheinung tritt, ob im Inland oder außerhalb 
der Grenzen unſeres Landes, ſtellt eine geiſtige Ein⸗ 
heit dar und findet im Geiſte Joſef Pilſudſkis Macht und 
Stärke wieder.“ An den Beiſetzungsfeierlich⸗ 
keiten in Warſchau und Krakau nahmen mehrere größere 
Gruppen von Polen aus den deutſchen Grenzgebieten teil. 
Hierüber berichteten z. B. die „Nowiny Cozienne” am 
19. Mai: „Es fuhren 400 Polen aus dem Oppelner Schleſien 
mit der Bahn von Beuthen zu den Begräbnisfeierlichkeiten 
nach Krakau. 
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.gejellfchaft hielt ſich u. a. auch 


Sie nahmen 40 Banner mit dem mit Flor 


verhüllten Sinnbild mit. Mit Dankbarkeit muß man be⸗ 
merken, daß die hieſigen (Oppelner) Behörden die Ausreiſe 
erleichterten.“ ER 5 5 

Das Kaſchubiſche Volkstheater in Neu⸗ 
ftadt (Pommerellen) will, wie die „Gazeta Gdanska“ am 
22. Mai mitteilte, feine Tätigkeit in Zukunft auch auf d'ie 
deutſchen Grenzkreiſe Bütow, Lauenburg 
und Schlochau ausdehnen. Im Spielplan des Theaters 
überwiegen Volksſtücke in kaſchubiſcher Mundart. N 

Ueber das polniſche Organiſationsweſen 
in Pommern berichtete der „Glos Pogranicza i Kaszub“ 
am 23. Mai u. a.: „Die Vereinsbewegung der Polen in 
Pommern hat in letzter Zeit eine weſentliche Be⸗ 
lebung erfahren, beſonders ſeitdem die polniſchen 
Organiſationen ein entſprechendes Vereinslokal in Stettin 
erlangten. In diefem Lokal iſt ein polniſches Bil⸗ 
dungsheim untergebracht; ferner beſitzt es einen Saal 
für Verſammlungen und Feſtlichkeiten; auch eine Klein⸗ 
kinderſchule und Vereinsbüchereien, die die 
Mitglieder eifrig benutzen, ſind vorhanden. Die hier im 
vergangenen Jahre gegründete Pfadfinderabtei⸗ 
lung beſitzt hier ein eigenes Pfadfinderheim mit einer 
Holzbil 1 uerwerkſtatt. Im Bildungsheim finden 
regelmäßig Geſangsübungen, literariſche Abende, Vorträge 
über Polen, die häufig durch Lichtbilder veranſchaulicht 
werden, uſw. ſtatt. Das Stettiner Polentum konzentriert 
ſich in einigen Vereinen, wie z. B. dem Polenbund, 
dem Verband polniſcher Landarbeiter, dem Polniſch⸗katho⸗ 
liſchen Verein, dem Geſangverein ‚Chopin‘ ſowie dem 
Polniſch⸗katholiſchen Schulverein ...“ Erwähnt wird u. a. 
eine Veranſtaltung des Stettiner Polentums, an der die 
Sekretärin des Marſchalls Pilſudſki, die Dichterin Kaſi⸗ 


mira Illakowicz, teilnahm und aus ihren Dichtungen 


vorlas. a N 
Am 26. Mai kamen unter Leitung des Profeſſors 
Szezepanſki drei polniſche Fußballmannſchaften 


1 


der Stadt Konitz nach Bütow, um man deutſche 


Mannſchaften, die am 5. Mai in Konitz gewe 
ſpielen. Die polniſchen Mannſchaften haben auch das Dorf 
Platenheim, in dem es eine polniſche Minderheit gibt, 
beſucht. 

g m 27. Mai kamen 34 männliche und weibliche Mit⸗ 
glieder der „Landwirtſchaftlichen Vorbe⸗ 
reitung“ aus Polen nach Radawnitz im Kreiſe 
Flatow, um die dortigen Polen zu beſuchen. a 

Am 31. Mai und 1. Juni hielt ſich eine Ausflugsgeſell⸗ 
ſchaft des Vereins für Landeskunde des Wil⸗ 
naer Eliſabeth⸗Orzekowa⸗Mädchengym⸗ 
naſiums in Allenſtein auf. Die Teilnehmer waren 
dort Gäſte im Polniſchen Haus. Sie unternahmen von 
Allenſtein aus einen Autoausflug nach Tannen be rg, 
„wo ſie mit großem Intereſſe den hiſtoriſchen Ort beſichtig⸗ 
ten, an dem der polniſche König Jagiello die entſcheidende 
Schlacht gegen den Kreuzritterorden ſchlug, in der Ordens⸗ 
großmeiſter Ulrich von Jungingen unterlag“. Dieſelbe Reiſe⸗ 
in Marienwerder, Marien⸗ 


burg, Stuhm uſw. auf. 


dem Bericht des Helen bes Fonds für 


Nach 
Schulweſen im Ausland, 


das polniſche 


en waren, zu 


Dr. Helczynſki, hat die vom Fonds durchgeführte Sammel: 
aktion in den erſten fünf Monaten des Jahres 1935 über 
890 000 Zloty erbracht. Aus dieſem Fonds erhalten auch 
die polniſchen Schulen in Deutſchland laufende Unter⸗ 
ſtützungen. 

Wie die polniſche Preſſe mitteilte (3. B. „Dziennik Ber- 
linski“ vom 6. Juni), hat der Weltbund der Polen 
in den Monaten Juni, Juli und Aufi mehrere mehr⸗ 
wöchige Ausbildungskurſe für auslands⸗ 
polniſche Führer organiſiert: Puppentheatere, 
Theaterregiſſeur-, Chordirigenten⸗, Bibliothekar⸗ und 
Lehrerkurſe in Warſchau, Sandomir und Brody bei 
Kalwarja. N 

Am 7. Juni wurde im Saale des Polniſchen Klubs in 
Allenſtein eine Ausſtellung der polniſchen 
Schulen im Ermland eröffnet, in der von den 
polniſchen Schulkindern angefertigte Gegenſtände gezeigt 
wurden. 

Am 9. Juni fand in Bochum eine Tagung der 
Polen aus Rheinland⸗Weſtfalen ſtatt. Nach der 
Polenbundpreſſe ſollen an dieſer Tagung einige Tauſend, 
nach der ſtaatspolniſchen Preſſe einige Hundert Polen teil⸗ 
genommen haben. Auf der Tagung ſprachen neben den 
üblichen Polenbundleuten eine gewiſſe Frau Wanda 
Ladzina aus Warſchau und der Vorſitzende der pol⸗ 
niſchen Berufsvereinigung, Franz Mankowſki aus 
Poſen, der vor dem Arge im Organiſationsleben der Polen 
Weſtfalens eine gewiſſe Rolle geſpielt hat. Aus Anlaß der 
Tagung wurde eine zwanzigſeitige Sondernummer des in 
Herne erſcheinenden „Narod“ herausgegeben, die eine Art 
Geſchichte des Polentums in Rheinland: 
Weſtfalen zu geben verſucht. 

Die Oppelner „Nowiny Codzienne“ nahmen am 10. Juni 
in herausfordernder Weiſe zur Frage der ſtuden⸗ 
tiſchen Korporationen in Deutſchland Stellung. 
„Zweifellos ſind in deutſchen ſtudentiſchen Korporationen 
noch viele Perſonen polniſcher Abſtammung. Es wäre voll 
und ganz angebracht, wenn dieſe teilweiſe germaniſierten 
Polen endlich erkennen würden, wo ihr Platz iſt, und wenn 
ſie mit der Zeit den Rückweg zu ihrer Volksgemeinſchaft 
und zu unſerer polniſchen akademiſchen Organiſation finden 
würden, die ſich für dieſe Angelegenheit zweifellos lebhaft, 
aber auch mit aller Vorſicht intereſſiert.“ Man kann den 
Polen in ihrem eigenen Intereſſe nur dringend empfehlen, 
ſich nicht in dieſe Angelegenheiten zu miſchen. Es könnte 
ſonſt ſein, daß ihre ſtudentiſche Organiſation dabei auf der 
Strecke bleibt. 

Am 13. Juni fand in Berlin eine Tagung des Ver⸗ 
bandes der polniſchen Genoſſenſchaften in Deutſchland ſtatt. 
Der „Dziennik Berlinski” ſchrieb hierüber u. a.: „Während 
der Beratung ging ein Schreiben des Reichswirtſchafts⸗ 
minifteriums ein, durch das dem Verband der pol⸗ 
niſchen Genoſſenſchaften in Deutſchland 
das eigene Reviſionsrecht vom 1. April 1935 
ab eingeräumt wird... Die Verſammelten nahmen 
die Nachricht mit ſpontanem Beifall auf ... Die Tagung 
hat gleichzeitig den Beweis erbracht, daß die Feſtigung 
des polniſchen wirtſchaftlichen Lebens in 
Deutſchland unbeſtreitbar iſt. Das polniſche 
wirtſchaftliche Leben in Deutſchland iſt geſund und wird 
immer ſtärker werden.“ 

Der „Ilustrowany Kurier Codzienny“ berichtete am 
21. Juni über den Beſuch, den 36 Schüler des Ro⸗ 
gaſener Lehrerſeminars der Stadt Krakau ab⸗ 
ſtatteten. Es heißt in dem Bericht: „Es ſind deutſche 
Reichsangehörige, die nach Beendigung der 
Schule und zweijähriger Praxis in Polen 
nach Deutſchland zurückkehren, um in den 
Minderheitsſchulen polniſche Lehrſtellen zu übernehmen.“ 

In Beuthen fand am 23. Juni aus Anlaß des 25⸗ 
jährigen Beſtehens des Verbandes der polniſchen 
Geſangvereine in Oberſchleſien eine Jubi⸗ 
läumstagung ſtatt. Dem genannten Verband gehören über 

Vereine an. An dem Feſt nahmen auch einige zehn 
polniſche Chöre aus Oſtoberſchleſien als Gäſte teil. Die 
Oppelner „Nowiny Codzienne“ berichteten u. a.: „Nach dem 
Feſtgottesdienſt formierte ſich vor der Kirche der Umzug 
der Sänger. Beſcheiden geſchätzt, kann man die Zahl 
der Umzugsteilnehmer mit 3000 annehmen (2). Auf ihrer 


Bruſt prangte das Abzeichen der Tagung. Voran die 
Banner, dahinter die dunkelgekleideten Männer, von denen 
ſich die farbigen Kleider der weiblichen Jugend abhoben ...“ 

Am 28. Juni veröffentlichten die „Nowiny Codzienne“ 
ein Modell des polniſchen Lyzeums, das in Ra⸗ 
tibor errichtet werden ſoll. Der Entwurf des dreiſtöckigen 
Gebäudes ſtammt von dem Kattowitzer Architekten Tadäus 
Michejda. 

Am 30. Juni wurde das neue Polniſche Haus in 
Zakrzewo (Kreis Flatow) eingeweiht. Die „Cazeta 
Olsztynska“ beſchrieb in ihrer Nummer vom 26. Juni das 
Haus wie folgt: „Wenn man nach der ſtillen polniſchen 
Siedlung Zakrzewo kommt, ragt bereits von weitem unter 
den beſcheidenen landwirtſchaftlichen Gebäuden das impo⸗ 
nierende Polniſche Haus hervor, in dem ſich vier Schul⸗ 
klaſſen, ein Kinderhort, zwei Bildungs⸗ 
heime, eine Bücherei und zwei Säle befinden. 
Der kleinere Saal iſt für Verſammlungen beſtimmt, in dem 

rößeren dagegen, in dem etwa 1000 Perſonen Platz finden, 
ollen Tagungen und Vergnügen ſtattfinden. Außerdem iſt 
im Polniſchen Haus ein äußerſt wichtiger Vorpoſten, nämlich 
die polniſche Volksbank, untergebracht.“ An der 
Frontwand des Gebäudes iſt eine Nachbildung der ſchwarzen 
Maria von Tſchenſtochau angebracht, eingerahmt von zwei 
„Rodlos“. („Rodlo“ — Abzeichen des Polenbundes in 
Deutſchland: Auf rotem Grund eine weiße Linie, die den 
Lauf der Weichſel darſtellen ſoll, an der Krakau als Symbol 
der „Wiege polniſcher Kultur“ angedeutet iſt). 


Am 30. Juni fand in Allenſtein ein „Feſt des 
polniſchen Liedes“ ſtatt. Es nahmen an ihm die 
polniſchen Geſangvereine aus Oſtpreußen teil. Als Gäſte 
waren neben Mitgliedern des polniſchen Konſulats in Allen⸗ 
ſtein der ei Posen des Poſener Sängerverbandes, Dr. 
Surzynſki⸗ oſen, der Profeſſor des ſtaatlichen Muſik⸗ 
konſervatoriums in Poſen, St. Wiechowicz, und die 
Muſikkritikerin des „Dziennik Pozuanski“, Bozena Czyzy⸗ 
kowſka, erſchienen. 


. Am 30. Juni fand ein polniſches Sängerfeſt 
in Hamborn⸗ Neumühl (Ruhrgebiet) ſtatt. Nach 
588 W nahmen 12 Vereine mit 385 Sängern 

aran teil. 


Am 2. Juli wurde in Altſchalkowitz (Ober⸗ 
ſchleſien) von dem Vorſitzenden des Verbandes polniſcher 
Pfadfinder in Deutſchland, Rechtsanwalt Dr. Kwoczek, 
ein polniſches Pfadfinderlager eröffnet. 
An dem Lager waren 140 polniſche Pfadfinder und 
47 Pfadfinderinnen beteiligt. 


Am 7. Juli veranſtaltete der Bezirk 2 des Verbandes 
polniſcher Geſangvereine in Herne ſeine 6. Tagung. Teil 
nahmen die polniſchen Geſangvereine aus Herne, Reckling⸗ 
hauſen⸗Süd, Mengede, Hillerheide, Herne⸗Sodingen, Grull⸗ 
bad und Schwerin. Der „Narod“ berichtete von 600 Teil⸗ 
nehmern. 


Im Rahmen des deutſch⸗polniſchen Kinderaustauſches 
wurden in dieſem Sommer etwa 4000 polniſche 
Kinder aus Deutſchland zu einem mehr: 
wöchigen Ferienaufenthalt nach Polen vers 
mittelt. Anders als in früheren Jahren wurden die 
Kinder diesmal ausſchließlich gruppenweiſe in Ferienlagern 
und nicht mehr einzeln bei Pflegeeltern untergebracht, „aus 
pädagogiſchen Gründen“, wie die „Nowiny Codzienne“ 
meinten. Außerdem wurden über 100 Schüler der 
höheren Polenſchule in Beuthen nach Polen 
geſchickt. Auch mehrere Dutzend polniſcher Studen- 
ten aus Deutſchland fuhren in die Ferien nach Polen. 

Das wichtigſte Ereignis für die polniſchen Volksſplitter 
in Deutſchland, vor allem deren jugendliche Kreiſe, iſt in 
dieſem Jahre die 2. Tagung der polniſchen Aus⸗ 
landsjugend in Warſchau⸗Spala geweſen, die 
am 14. Juli begann. An dieſer Tagung nahmen etwa 4000 
polniſche Jugendliche aus dem Auslande teil. Vertreten 
waren die polniſchen Jugendorganiſationen aus Deutſch⸗ 
land, Danzig, Lettland und der Tſchechoſlowakei, ferner aus 
Rumänien, Eſtland, Frankreich, Belgien, Holland, Däne⸗ 
mark, der Schweiz, den Vereinigten Staaten und Braſilien. 
Aus Deutſchland kamen über 2000 polniſche 
Jugendliche. Die Tagung trug einen ſtark ſtaats⸗ 
polniſch betonten Charakter. N 
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Der Wahltampf in Polen 


Die Wahlen zum Sejm werden am 8. September 
ftattfinden, die Wahlen zum Senat am Sonntag darauf. 
Die Bekanntgabe der endgültigen Wahlergebniſſe wird nicht 
vor dem 20. September erfolgen. Nachdem am 14. Juli 
auch der Schleſiſche Teilgebietslandtag auf⸗ 
gelöſt worden iſt, wird auch dieſes Parlament am 8. Sep⸗ 
fember neu gewählt werden. Der Schleſiſche Sejm wird in 
Zukunft ne der bisherigen 48 nur noch 24 Abgeordnete 
zählen. Die Wahlvorbereitungen ſind bereits in vollem 
Gange. Die Oppoſitionsparteien haben in mehr oder 
weniger ſcharfer Form den Boykott der Wahlen 
proklamiert. Es gibt aber in den oppoſitionellen Parteien eine 
große Zahl von Leuten, die auf Grund ihrer Bildung oder 
ihrer beruflichen Stellung immerhin einige Ausſicht haben, 
als Kandidaten aufgeſtellt zu werden; ſie ſcheinen zum Teil 
nicht geneigt, ſich dieſe Chance aus Liebe zu ihrer Partei 
entgehen zu laſſen. Die Lage iſt ſehr unüber⸗ 
ſichtlich. Die oppofitionelle bäuerliche Volkspartei 
hat in ſchärfſter Form gegen die Wahlbeteiligung Stellung 
genommen; verſchiedene bäuerliche Organiſationen dagegen 
haben beſchloſſen, alle Möglichkeiten auszunutzen, die ſich 
bieten, um den Bauern eine ihrer Bedeutung für das Volks⸗ 
nze entſprechende Poſition in Sejm und Senat zu ver⸗ 
ſchafſen. Innerhalb der zum Regierungsblock gehörenden 
333⸗Gewerkſchaften halten ſich die Anhänger der 
Wahlbeteiligung und des Boykotts etwa die Waage. In 
Lodz iſt die nationaldemokratiſche Partei aus 
einandergeplatzt; unter Führung des Rechtsanwalts Ko⸗ 
walſki haben ſich die Sezeſſioniſten zu einem „Unabhängigen 
Nationalen Klub“ au denne ſchloſſen⸗ Die Legion der 
Jungen hat ſich nicht, wie man es nach dem Bruch mit 
den Regierungsleuten erwartet hatte, aufgelöſt, ſondern 
entfaltet eine neue Aktivität. 
Kürzlich ſchrieb der ehemalige Finanzminiſter Ma⸗ 
tuſzewſki in der „Gazeta Polska“ einen Artikel, in 
dem er die Parteien als eine überlebte Einrichtung über⸗ 
haupt abgeſchafft wiſſen wollte: „Der Partei als Inſtrument 
des Kampfes um die Macht räumt die neue Verfaſſung 
keinen Platz ein.“ So ſagte Matuſzewſki. Aber kurz zuvor 
„hatte der Chefredakteur eines anderen, der Regierung nicht 
weniger nahe ſtehenden Blattes, des „Kurjer Poran ny, 
das gerade Gegenteil feſtgeſtellt und die Duldung legaler 
olltiſcher Organiſationen als „Sicherungsmittel gegen 
oziale Exploſionsgefahren“ empfohlen. Im allgemeinen 
wird man fagen können, daß die Parteibürokratie der 
oppoſitionellen Gruppen gegen eine Wahlbeteiligung iſt, 
weil ſie ohnehin keine Ausſicht hat, dabei zur Geltung zu 
kommen, daß dagegen die führenden Leute der Berufs⸗ 
or ganiſationen eher dazu neigen, ſich die — wenn auch nur 
vage — Gelegenheit zur Vertretung der Berufsintereſſen in 
Sejm und Senat nicht entgehen zu laſſen. Wie die breiten 
Maſſen, die ſowohl den Perufsorganiſationen wie den 
Parteien angehören, ſich zu der ganzen en. 
einftellen, darüber läßt ſich kaum etwas jagen. Pürokraten 
und Funktionäre, die heute über die Frage der Wahl⸗ 
beteiligung teils dieſes, teils jenes, bald ſo und bald anders 
beſchließen, können nicht als Volkesſtimme gelten. Inwie⸗ 
weit z. B. bei der Eintragung in die Senatswahlliſten der 
Boykottaufforderung der oppoſitionellen Parteien Folge ge: 
leiſtet worden iſt, iſt kaum zu ermitteln. Wohl iſt die Zahl 
derjenigen, die ſich in die Liſten eingetragen haben, bekannt, 
über die Zahl derjenigen aber, die eintragungsberechtigt 
Ind, ſtreiten ſich die Regierungsblätter mit den Zeitungen 
er Oppoſitionsparteien herum. In Lodz z. B. haben ſich 
8000 Perſonen als wahlberechtigt eingetragen; die Re⸗ 
gierungsanhänger behaupten, das wären etwa 90 v. H. der 
überhaupt in Frage kommenden Senatswähler; die Na⸗ 
tionaldemokraten aber meinen, das ſeien höchſtens 30 v. H. 


Wichtig iſt die Einſtellung der nichtpolni⸗ 
ſchen Volksgruppen zu den bevorſtehenden Wahlen. 
Die jüdiſchen Gruppen haben ſich, wie es ſcheint, in der 
Hauptſache für die Wahlbeteiligung entſchieden. Von den 
ukrainiſchen Parteien hat ſich die größte, die Undo, 
grundſätzlich für die Wahlbeteiligung ausgeſprochen, ihre 
endgültige Entſcheidung jedoch von der Haltung der 
polniſchen Behörden abhängig gemacht. Einige andere 
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ukrainiſche Gruppen haben den Boykott propagiert. Einer 
der kirchlichen Führer der Ukrainer, Szeptyeki, hat feinen 
Geiſtlichen die Beteiligung an den Wahlen verboten. Von na⸗ 
tionaldemokratiſcher Seite wurde das Gerücht ausgeſprengt, 
daß die polniſche Regierung den Ukrainern in Oſtgalizien und 
Wolhynien 15 Sejmmandate feſt zugeſagt habe. Auch den 
Juden ſoll eine beſtimmte Anzahl von Sitzen von vornherein 
zugeſichert worden ſein. Belprehungen zwiſchen den Ver⸗ 
tretern der ukrainiſchen und jüdiſchen Gruppen auf der 
einen und der polniſchen Regierung auf der anderen Seite 
ben ftattgefunden. Ueber ihr Ergebnis iſt wenig Poſitives 
ekannt. Auch von ſeiten der deutſchen Volksgruppe 
wurde mit der Regierung Fühlung genommen. Für die 
Deutſche Vereinigung hat Dr. Kohnert und für die Jung⸗ 
deutſche Partei Landesführer Wieſner mit dem Miniſter⸗ 
präſidenten bzw. mit dem Innenminiſter verhandelt. Die 
Veſprechungen haben ſich nicht nur auf die Wahlen, ſondern 
auch auf verſchiedene andere, für die Deutſchen in Polen 
lebenswichtige Fragen bezogen. Die Deutſchen ſind an dem 
Machtkampf, der ſich zwiſchen den verſchiedenen politiſchen 
Gruppen des Polentums abſpielt, nicht beteiligt. 


Aber ſie legen den größten Wert darauf, in den 
parlamentariſchen Körperſchaften, vor allem im Senat, durch 
eine Reihe ihrer maßgeblichen Wortführer vertreten zu 
ſein. Dieſe Vertretung wird für die Deutſchen in Zukunft 
noch wichtiger ſein als bisher. Bisher arbeiteten Sejm und 
Senat nach der üblichen demokratiſch⸗parlamentariſchen 
Form, bei der die wenigen deutſchen Vertreter nicht zur 
Geltung zu kommen vermochten. In Sun Dagegen wird 
den einzelnen Mitgliedern von Sejm und vor allem 
Senat eine größere individuelle Bedeutung zukommen, da 
die Regierung offenbar daran denkt, ſie als die berufenen 
Wortführer der von ihnen vertretenen Bevölkerungs⸗ 
gruppen bei Behandlung der dieſe Gruppen jeweils be⸗ 
rührenden Angelegenheiten zu Rate zu ziehen. Die Deutſchen 
ſind unter der Vorausſetzung, daß ſie eine der Bedeutung 
5 über die verſchiedenen Landesteile Polens verſtreuten 

iedlungsgruppen entſprechende Vertretung erhalten, zur 
Teilnahme anden Wahlen bereit. Da fie infolge 
ihrer räumlichen Zerſtreuung und angeſichts des kompli⸗ 
ierten Wahlſyſtems aber nur wenig Ausſicht haben, bei den 

ahlen ſelber zum Zuge zu kommen, haben ſie ein Recht, 
zu verlangen, daß ſie wenigſtens bei der Verteilung jenes 
Teils der Senatsmandate berückſichtigt werden, deren Be⸗ 
ſetzung durch den Staatspräſidenten durch Ernennung 
erfolgt. 

Was die polniſche Regierung anlangt, ſo 
dürfte dieſe einigen Grund haben, dieſe gerechte Forderung 
der Deutſchen nicht unberückſichtigt zu laſſen. Sie befindet 
ſich innerpolitiſch in einer durchaus nicht beneidenswerten 
Situation. Das Intereſſe für die Wahlen iſt unter der ver⸗ 
elendeten Bauernſchaft nur gering; und die Boykott⸗ 
propaganda der Oppoſitions parteien ſcheint in breiten Be⸗ 
völkerungsſchichten auf fruchtbaren Boden zu fallen. Die 
Regierung muß aber nicht nur aus innerpolitiſchen 
Gründen, ſondern auch mit Rückſicht auf das Urteil des 
Auslandes den größten Wert darauf legen, eine mög⸗ 
lichſt hohe Wahlbeteiligung zu erzielen. Sie hat 
es zwar dank ihres raffiniert ausgeklügelten Wahlſyſtems 
in der Hand, dafür zu ſorgen, daß möglichſt wenig Ver⸗ 
treter der oppoſitionellen Parteien in die zu wählenden 
Körperſchaften gelangen. Aber ſie wird niemals behaupten 
können, daß Sejm und Senat Volksvertretungen find, wenn 
ihre Gegner darauf hinweiſen können, daß die Wahlen von 
einem Drittel oder gar von der Hälfte der Wahlberechtigten 
boykottiert worden ſind. Nicht in der Zuſammen⸗ 
ſetzung von Sejm und Senat, ſondern in der 
Höhe der Wahlbeteiligung liegt die Ant⸗ 
wort aufdie Vertrauensfrage, diebeiallen, 
ſo auch bei dieſen Wahlen geſtellt wir d. Je 
höher alſo die Wahlbeteiligung, um ſo poſitiver die Antwort 
für die Regierung. Es iſt unter dieſen Umſtänden ver⸗ 
Handle) wenn ſich die Regierung um die Wahlbeteiligung 

er nichtpolniſchen Volksgruppen, die immerhin weit mehr 
we ein Drittel der Geſamtbevölkerung Polens ausmachen, 


Danziger Penſionäre und Arbeiter kommen ins Reich 


Senatspräſident Greiſer hatte in ſeiner Volkstags⸗ 

rede am 12. Juni bereits darauf hingewieſen, daß die Freie 
Stadt Danzig ſich mit Rückſicht auf ihre ſchwierige Finanz⸗ 
lage gezwungen ſehen werde, einſchneidende, die in Danzig 
lebenden Penſionäre berührende Maßnahmen zu treffen. 
Die Freie Stadt iſt nicht mehr in der Lage, die 
Fortzahlung der Verſorgungsgebührniſſe 
der ehemaligen Staatsbeamten und ver: 
ſorgungsberechtigten Angeſtellten und 
ihrer Hinterbliebenen zu gewährleiſten. 
Demgemäß iſt dieſen in Danzig lebenden Perſonen jetzt 
dringend nahegelegt worden, ins Reich 
überzuſiedeln. In Frage kommen insgeſamt etwa 
400 —5000 Verſorgungsberechtigte. Es handelt ſich zunächſt 
um die ſog. Reichspenſionäre, d. h. ſolche Perſonen, 
die als ehemalige unmittelbare Reichsbeamte oder aus einem 
ſonſtigen Grunde ihre Penſion direkt von einer Reichsſtelle 
erhalten; dieſe Perſonen ſind deutſche Reichsangehörige. 
Durch die Maßnahme betroffen ſind aber auch ſolche Per⸗ 
ſonen, die die Danziger Staatsangehörigkeit beſitzen, und 
zwar die ſog. Altpenſionäre, d. h. ſolche, die bereits 
vor Gründung der Freien Stadt Danzig in den Ruheſtand 
getreten waren (auch Kriegsbeſchädigte und ⸗hinterbliebene), 
und die ſog. Neupenſionäre, d. h. ſolche, die, bevor 
ſie in Danziger Dienſte traten, im Dienſte des Reiches oder 
Preußens geſtanden hatten, alſo erſt nach der Konſtituierung 
der Freien Stadt penſioniert worden ſind. Es wird kein 
direkter Zwang auf die Alt⸗ und Neupenſionäre ausgeübt, 
ins Reich überzuſiedeln. Die Ueberſiedlung liegt aber an⸗ 
geſichts der notwendigen Danziger Sparmaßnahmen in 
ihrem eigenen Intereſſe. Die Reichspenſionäre ſind inſofern 
um Verlaſſen Danzigs gezwungen, als nunmehr auf ſie 
dieſelben Beſtimmungen angewandt werden, denen die im 
übrigen Ausland wohnenden reichsdeutſchen Penſionäre 
ſchon ſeit langem unterliegen. Bis Ende dieſes Jahres ſoll 
die Ueberſiedlung nach Möglichkeit erfolgt ſein. Penſionären, 
die bis zum 30. September überſiedeln, werden die Umzugs⸗ 
koſten erſetzt und gegebenenfalls Mietbeihilfen gewährt. 
Von der Maßnahme nicht betroffen ſind Penſionäre, die 
über 80 Jahre alt ſind, und ſolche, die nicht mehr als 
50 Gulden monatliche Penſion erhalten, ferner Kriegs- 
beſchädigte, die in Danzig voll beſchäftigt ſind, und diejenigen 
Perſonen, die eine Invaliden- oder Altersrente von der 
Landesverſicherungsanſtalt beziehen. 

Es wird niemanden geben, der dieſe Maßnahmen nicht 
ſchmerzlich empfindet. Doch laſſen ſie ſich mit Rückſicht auf 


die finanzpolitiſche Lage der Freien Stadt nicht mehr ver- 
meiden. Danzig wird nach erfolgter Ueberſiedlung der 
Penſionäre jährlich etwa 16 bis 18 Millionen 
Gulden einſparen können. Nur die Einſicht in die 
unbedingte Notwendigkeit dieſer Sparmaßnahmen kann mit 
der Tatſache verſöhnen, daß Danzig auf dieſe 
Weiſe tauſende deutſcher Volksgenoſſen 
verliert. Betroffen werden vor allem Zoppot und Oliva, 
wo ſich nach dem Kriege zahlreiche Penſionäre niedergelaſſen 
hatten. Bitter wird die Ueberſiedlung beſonders diejenigen 
ankommen, die ſeit Jahrzehnten in Danzig wohnen und nun 
im Alter gezwungen ſind, einen neuen Wohnort zu ſuchen. 
An ihnen wirkt ſich noch einmal die ganze Härte des Ver— 
ſailler Diktates aus, das Danzig dazu verurteilt hat, los— 
Sale vom Mutterland, einen erbitterten Kampf um ſeine 

elbſtbehauptung zu führen. Und beſonders tragiſch iſt es, 
daß dieſer deutſche Staat jetzt gezwungen iſt, um die wirt⸗ 
ſchaftliche Grundlage ſeines Selbſtbehauptungskampfes zu 
ſichern, Tauſende von Deutſchen zum Verlaſſen ſeines 
Gebietes aufzufordern. 


Neben den Penſionären ſind es noch andere Danziger, 
die unter dem Druck der finanziellen Notlage ihres Staats⸗ 
weſens ins Reich kommen. Es handelt ſich um meiſt jugend— 
liche Danziger Arbeitskräfte, die vom Dan⸗ 
ziger Landes arbeitsamt nach Deutſchland 


vermittelt werden, oder um Danziger Hilfsdienſt⸗ 


pflichtige, die bei reichsdeutſchen Arbeitsvorkommen angeſetzt 
werden. Die Freie Stadt muß auch in ihren Arbeits— 
beſchaffungsmaßnahmen erhöhte Sparſamkeit walten laſſen. 
Hier iſt das Reich in der Lage, den Danziger Arbeitsmarkt 
zu entlaſten. Es handelt ſich größtenteils um ungelernte 
Arbeiter, die beim Bau der Reichsautobahnen, bei Fluß— 
regulierungen und anderen Erdarbeiten angeſetzt werden. 
Sie find in der Regel in größeren Trupps geſchloſſen unter: 
gebracht. Zwiſchen den reichsdeutſchen und Danziger Stellen 
ſind Vereinbarungen getroffen worden, die es den auf dieſe 
Meile ins Reich vermittelten Danzigern ermöglichen, monat= 
lich je 40 7 / an ihre Angehörigen in Danzig zu über⸗ 
weiſen. Die Jahl der im Reich angeſetzten Danziger beträgt 
einige Tauſend. Ihr Aufenthalt im Reich iſt nur als 
vorübergehend gedacht. Sobald es die Finanzlage 
der Freien Stadt wieder erlaubt, das eigene Arbeits- 
beſchaffungsprogramm in vollem Umfange durchzuführen, 
wird dieſe Entlaſtungsaktion des Reiches zugunſten Danzigs 
wieder eingeſtellt werden. 


Die Verelendung des Memelgebietes 


Die Geſamtausfuhr Litauens an Lebensmitteln iſt von 
1931 bis 1934 von 156,7 auf 63 Mill. Lit und die Ausfuhr 
von Rohſtoffen und ee e e von 1929 bis 1934 
von 170 auf knapp 60 Mill. Lit zuſammengeſchmolzen. Es 
läßt ſich leicht denken, welche Folgen dieſer wertmäßige 
Rückgang der Ausfuhr um zwei Fünftel bzw. faſt zwei 
Drittel für den Haupterwerbszweig Litauens, die Land⸗ 
wirtſchaft, hat hervorrufen müſfen. Die Preiſe für Butter, 
Eier, Fleiſch, Getreide uſw. ſind im Laufe der letzten Jahre 
auf Bruchteile ihres früheren Standes geſunken. Ein 
Zentner Roggen z. B. hat im Jahre 1928 25,5 Lit gekoſtet, 

934 nur noch 6,8 Lit. Die Fortſchritte, die die litauiſche 
Landwirtſchaft vor allem auf genoſſenſchaftlichem Gebiete 
nach dem Kriege zu erzielen vermocht hat, ſind durch dieſen 
verheerenden Preisverfall größtenteils wieder zerſtört 
worden oder doch aufs ſchwerſte gefährdet. Der deutſche 
Markt iſt der litauiſchen Ausfuhr ver⸗ 
ſchloſſen; der Kleine Grenzverkehr iſt ſeit Mitte letzten 
Jahres geſperrt. Für den Ausfall dieſes wichtigſten Abſatz⸗ 
gebietes hat Litauen Erſatz in anderen Ländern geſucht, aber 
nur in beſchränktem Maße und nur unter ungünſtigeren 
Bedingungen gefunden. alone, Frankreich und Sowjet⸗ 
rußland, Belgien, Holland und die Tſchechei ſind in größerem 
oder geringerem Maße als Abnehmer litauiſcher Agrar⸗ 
probte an die Stelle Deutſchlands getreten. Aber mit 
der Rentabilität des Exportes in dieſe 
Länder iſt es ſchlecht beſtellt. Die Ausfuhr läßt 


ſich in der Hauptſache nur durch ſtaatliche Zuſchüſſe aufrecht⸗ 
erhalten, und immer wieder kommt es vor, daß von Litauen 
gelieferte Ware, wie Fleiſch, Eier und dergleichen, von den 
ausländiſchen Importeuren zurückgewieſen werden, weil ſie 
den Wünſchen einer anſpruchsvolleren Verbraucherſchaft 
nicht entſprechen oder wegen unſachgemäßer Behandlung 
und Verarbeitung bereits in verdorbenem Zuſtand am Be— 
ſtimmungsort anlangten. In litauiſchen Regierungskreiſen 
iſt man ſich darüber im klaren, daß man ſelber die Schuld 
an dieſer ungünſtigen Entwicklung des landwirtſchaftlichen 
Exportes und an der damit verbundenen Verelendung der 
geſamten Bauernſchaft trägt. Aber man weigert ſich, die 
politiſche Urſache dieſes wirtſchaftlichen 
Verfalls, den Kampf gegen das Memeldeutſchtum, auf: 
5 Litauen hält nach wie vor daran feſt, ſagte kürzlich 
er Vizefinanzminiſter Indriſchiunas, daß für even⸗ 
tuelle wirtſchaftliche Vorteile die nationalen und politiſchen 
Beſtrebungen nicht geopfert werden dürfen. 

Die ſchwerſten Schäden erleidet durch dieſe Einſtellung 
Litauens das deutſche Memelgebiet, das als ein Gebiet 
höher entwickelter wirtſchaftlicher und ſozialer Kultur natur⸗ 
gemäß beſonders empfindlich auf die ſchroffen Abſatz⸗ und 
Preisſtörungen reagiert. Die überlegene Fortſchrittlichkeit der 
memelländiſchen im Vergleich zur großlitauiſchen Landwirt⸗ 
ſchaft geht ſehr deutlich aus folgender Gegenüberſtellung 
hervor. Auf je 100 Hektar bewirtſchafteter Fläche entfallen 
in Großlitauen 1,28 eiſerne Eggen, im Memelland dagegen 
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8,81, Mähmaſchinen 0,33 bzw. 3,70, Dreſchmaſchinen 1,01 
bzw. 5,24. Weiter kommen in Großlitauen auf je 100 Hektar 
16,6 Milchkühe, im Memelland dagegen 29,4, in Großlitauen 
30,3 Schweine, im Memelland aber 59,7. Der Verbrauch 
von Kunſtdünger iſt je 100 Hektar im Memelgebiet 2 mal 
jo groß wie in Großlitauen, der Verbrauch von Stickſtoff 
11mal und der Verbrauch von Kaliſalzen ſogar 17mal ſo 
groß. Im Vergleich zur Landwirtſchaft in Großlitauen 
arbeitet die memelländiſche Landwirtſchaft beſſer, aber 
auch teurer. Ihre Erzeugniſſe ſind nahezu unabſetzbar 
geworden. Sie erſtickt förmlich im Ueberfluß ihrer Produkte. 
Die Preiſe, die ſie für ihr Vieh uſw. erhält, reichen nicht im 
entfernteſten aus, um die Selbſtkoſten zu decken. Wenn ein 
Bauer im Kreiſe Pogegen für einen Zentner Schweinefleiſch 
(Lebendgewicht) 4,16 AA, für ein Ei 2 bis 3 Pfennig, für 
ein Pfund Butter 37 Pfennig uſw. erhält, dann iſt es klar, 
daß er ſeine Erzeugniſſe nicht auf den Markt bringt, um zu 
verdienen, ſondern bloß deshalb, weil er gezwungen iſt, ſelbſt 
mit Verluſt zu verkaufen, um nur überhaupt in den Beſitz 
von etwas Bargeld zu kommen, deſſen er zur Aufrecht⸗ 
erhaltung ſeiner Wirtſchaft dringend bedarf. Und wenn es 
ihm wirklich gelingt, ſeine Erzeugniſſe zu einem Schleuder— 
preis loszuwerden, dann kann er von Glück ſagen, wenn 


ihm das bißchen Geld nicht ſofort wieder von den Spür- 
hunden der litauiſchen Steuerverwaltung vor der Naſe 
weggeſchnappt wird. 


Sehr oft aber iſt es ihm auch zu den 
lächerlich niedrigen Preiſen nicht einmal möglich, Abnehmer 
für ſeine Produkte zu finden. So iſt erſt vor kurzem in 


einer Entſchließung der Memeler Handelskammer feſtgeſtellt 


worden, daß mehrere tauſend Zentner Käſe, die ſeit Wochen 
und Monaten verkaufsfertig lagern, aber keinen Abſatz 
finden, verderben. So wird die memelländiſche Landwirt— 
ſchaft langſam, aber ſicher zugrundegerichtet. Von dem 
früheren Wohlſtand iſt nur mehr wenig übriggeblieben. 
Wenn dieſe Entwicklung bisher 10 nicht zu einer weit— 
gehenden Entwurzelung des alteingeſeſſenen Bauernftandes 
geführt hat, ſo iſt das einmal der Tatſache zu danken, daß 
dank der früheren günſtigen Verhältniſſe die grundbuch⸗ 
mäßige Verſchuldung der memelländiſchen Landwirtſchaft 
verhältnismäßig gering iſt, und weiter der Tatſache, daß 
Zwangsverſteigerungen wegen des Fehlens zahlungsfähiger 
Käufer kaum durchgeführt werden können. 


Forderung durch 


Litauen elk ſeine völlige Unfähigkeit, 
ein wirtſchaftlich hochſtehendes Gebiet, wie 
es das Memelland iſt, zu verwalten, be⸗ 
wieſen. Die einzige „Leiſtung“, die es aufweiſen kann, 
iſt neben der politiſchen Knechtung der deutſchen Bevölkerung 
die Infizierung der memelländiſchen Wirtſchaft mit den 
Krankheitskeimen ſeiner eigenen Wirtſchaft. Es heißt daher 
mit Recht in einem kürzlich von einem Memelländer ver— 
faßten Artikel über die Wirtſchaftsnot im Memelgebiet: 
„Die einzige gerechte Löſung der Memel⸗ 
frage wäre, daß man das Gebiet zu Deutſch⸗ 
land zurückkommen läßt, zu dem es will, und von 
dem es nie hätte getrennt werden dürfen. So erhebt ſich 
hier immer gebieteriſcher der Ruf nach Abftimmung! 
Einer Abſtimmung, an der natürlich nicht die teilnehmen 
dürften, die durch die Litauer unter gleichzeitiger Ver⸗ 
drängung der früheren Bewohnerſchaft ins Land geholt 
wurden und noch täglich geholt werden. Nur diejenigen 
dürften abſtimmen, die zur Zeit des litauiſchen Einfalls in 
das Memelgebiet hier ihre Heimat hatten und ſomit damals 
ſchon abſtimmungsberechtigt geweſen wären. Das Ergebnis 
einer ſolchen Abſtimmung würde dann der Welt beweiſen, 
welches Unrecht das Verſailler Diktat uns im Memelgebiet 
zugefügt hat.“ 


Litauiſcherſeits bemüht man ſich, die Berechtigung dieſer 
eine „Beweisführung“ zu entkräften, die 
ſchließlich auf die dreiſte Behauptung hinausläuft, daß die 
Meinung von 140 000 Memeldeutſchen bedeutungslos ſei, 
wenn es um das Wohl des litauiſchen Staates gehe. Für 
Deutſchland, ſchrieb kürzlich das litauiſche Regierungsblatt, 
der „Lietuvos Aidas“, ſei das Memelgebiet eine nebenſächliche 
Frage, für Litauen aber ſei der Beſitz dieſes Gebietes eine 
„Lebensnotwendigkeit“, weil es „der einzige Zugang des 
Staates zum Meere“ darſtelle. Dazu wäre zu ſagen, daß 
es wohl einzig und allein Deutſchland zuſteht, darüber zu 
entſcheiden, was ihm nebenſächlich iſt und was nicht. Und 
was das Argument vom Zugang zum Meere anlangt, ſo 
wird den Litauern ſelbſt von einem ſo unverdächtigen 
Zeugen wie dem „Kurier Warszawski“ beſcheinigt, daß die 
Exiſtenz ihres Staates keineswegs vom Beſitz des Memel— 
landes abhängt. 


Schamaitiſche Nachrichten 


„Das Land der kauſend Wunder“! 

Recht intereſſant iſt, was einige der kürzlich bei ihren 
Fahrten durchs Memelgebiet und Litauen verhafteten aus - 
ländiſchen Studenten nach ihrer Rückkehr nach 
Deutſchland über ihre Erlebniſſe zu berichten hatten: „Was 


mir am meiſten imponierte“, erzählte einer dieſer Studenten, 
„war, daß ich in 
einziges litauiſches Wort gehört habe. Als 


Memel auf der Straße kein 
wir die Kinder fragten, ob ſie litauiſch 
prechen könnten, da tippten ſie mit dem 
Finger gegen die Stirn und lachten uns aus. 
Auf unſerm Ausflug über die litauiſche Grenze nach Neu- 
ſtadt fiel uns ſofort der Unterſchied zwiſchen dem 
memelländiſchen undlitauiſchen Gebiet auf. 
Auch ohne die Grenzpfähle hätte man auf den Meter genau 
die Grenze auf Grund der Straßen-, Ader- und Siedlungs⸗ 
verhältniſſe beſtimmen können.“ Ein amerikaniſcher Student 
berichtete u. a.: „. .. Als wir den litauiſchen Beamten in 
ruhiger Form auf die Ordnungsmäßigkeit des Viſums auf- 
merkſam machten, fuhr er uns mit den Worten an: Ver- 
en Sie nicht, daß Sie in Litauen find. 
enn Sie nicht endlich aufhören zu reden, 
kriegen Sie was mit dem Gummiknüppel 
und Sie Nabe d in Arreſt. Nach dieſen Worten 
merkten wir allerdings, daß wir in Litauen waren. Ueber⸗ 
haupt merkten wir ſchon nach wenigen Stunden, daß wir 
uns im Memelgebiet dank der litauiſchen Herrſchaft und noch 
mehr in Litauen ſelbſt in einem ‚Land der tauſend 
Wunder befanden. Das größte Wunder war wohl die 
Unhöflichkeit der litauiſchen Beamten Aus⸗ 
ländern gegenüber, von der man ſich keinen 
Begriff machen kann. Ein weiteres Wunder war es 
für uns, daß Litauen es fertig gebracht hat, in das rein 
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deutſche Memelland faſt nur litauiſche Be⸗ 
amte zu ſetzen, die nur litauiſch ſprechen 
können. Es iſt ſonſt überall in der ziviliſierten 
Welt üblich, daß die Grenzbeamten und die ſonſtigen Be⸗ 
amten in den Grenzgebieten wenigſtens zwei Sprachen 
beherrſchen. Allein Litauen macht eine Ausnahme hiervon.“ 


Ueber feine Eindrücke über die litauiſchen Wahlvorbereitun⸗ 


gen befragt, erklärte der amerikaniſche Student: „Es wäre 
zweckmäßig, wenn man zu den Wahlen über⸗ 
all neutrale Wahlkommiſſionen entſenden 
würde, weil ſonſt der Terror und der Druck 
von litauiſcher Seite zu groß wären, um 
eine wirklich freie und geheime Stimm⸗ 
abgabe zu gewährleiſten.“ 


Weltpoſtverein gegen litauiſche Poſtverwaltung 

Die litauiſche Poſtverwaltung hatte bekanntlich vor 
längerer Zeit angeordnet, daß Poſtſendungen im 
Memelgebiet nicht mehr zuzuſtellen find, wenn in der 
Anſchrift die Ortsbezeichnungen in deutſcher Sprache an- 
geführt find. Die Poſtverwaltung hat dann fogar die 
Dreiſtigkeit beſeſſen, ſich an den Weltpoſtverein mit 
der Forderung zu wenden, daß die memelländiſchen Orts⸗ 
namen in dem neuen Verzeichnis des Weltpoſt⸗ und Tele⸗ 


graphenvereins ausſchließlich in litauiſcher Sprache an- 


geführt werden! Sie wollte alſo, daß von dieſer neutralen 
Stelle eine offenſichtliche Verletzung des Memelſtatutes, in 
dem grundfäglich die Gleichberechtigung der deutſchen und 
litauiſchen Sprache feſtgeſetzt worden iſt, gutgeheißen wird. 
Der Weltpoſtverein hat den Antrag der 
unverſchämten Schamaiten abgelehnt. Nicht 
nur auf Grund des Memelſtatuts, ſondern auch nach der von 
ihr ſelbſt provozierten ausdrücklichen Entſcheidung des Welt⸗ 


poftvereins ift die litauiſche Poſtverwaltung alſo vers 
pflichtet, Poſtſendungen mit deutſcher Orts 
namenanſchrift im Memelland zu beftellen. 
Unter ziviliſierten Nationen iſt es ſelbſtverſtändlich, daß die 
von dieſer internationalen Stelle getroffenen Entſcheidungen 
eingehalten werden. Die litauiſche Poſtverwaltung ſcheint 
keinen Wert darauf zu legen, daß ihr Staat als ein von 
ziviliſierten Menſchen bewohntes Gebiet angeſehen wird. 


Vorſicht! Spitzel! 

Die Deutſchen, die während der Sommermonate die 
ſchönen Bäder des deutſchen Memellandes 
beſuchen, tun gut daran, ſich jeder politiſchen 
Aeußer ung gegenüber unbekannten Per⸗ 
fonen zu enthalten. Es iſt feſtgeſtellt worden, daß 
die litauiſche Polizei die reichsdeutſchen Badegäſte beſpitzeln 
läßt. Die Spitzel pflegen ſich an die Badegäſte heran⸗ 
zumachen, um fich über dieſes oder jenes mit ihnen zu unter⸗ 
halten und unauffällig das Geſpräch auch auf politiſche 
Dinge zu bringen. Sie geben ſich dabei ſelbſt als Badegäſte 
aus, promenieren im Strandanzug herum und bedienen ſich 
der deutſchen Sprache. Unbedachte politiſche Aeußerungen 
können unangenehme Folgen haben. Vorſicht 15 geboten. 
Aber es braucht ſich dadurch niemand vom Beſuch der 
memelländiſchen Nehrungsbäder abhalten zu laſſen. 


Neuer Vorſtoß gegen die evangeliſche Kirche 
f In der evangeliſchen Kirche Litauens herrſchen ſchon 
ſeit Jahren ungeordnete und verworrene Zuſtände. Dies 
geht auf ungeſetzliche Maßnahmen des litauiſchen Konſi⸗ 
ſtoriums zurück, die zu vielen Streitigkeiten ‚und Aus⸗ 
einanderſetzungen geführt haben. Jetzt ſcheint die litauiſche 
Regierung hier eingreifen zu wollen. Vor kurzem iſt der 
Rechtsbeiſtand des Konſiſtoriums, Kavolis, den die 
Mehrheit der evangeliſchen Gemeinden ablehnt, von ſeinem 
Poſten abberufen worden; auch der Geſchäftsführer des 
Konſiſtoriums iſt zurückgetreten. Dieſe perſonellen Ver— 
änderungen hängen offenſichtlich damit zuſammen, daß vom 
litauiſchen Staatsrat der Entwurf einer Verfaſ⸗ 
fung für das geſamte evangeliſche Kirchen- 
weſen Litauens einſchließlich des Memelgebietes 
fertiggeſtellt worden iſt. Danach ſoll das geſamte Gebiet in 
zwei Kirchen gegliedert werden, die evangeliſch⸗lutheriſche 
und die evangeliſch⸗reformierte. Die weitere Einteilung 
ſieht drei Kirchenprovinzen vor: die evangeliſch-lutheriſche 


Kostowffi über 


Man kann einem Menſchen wie dem ehemaligen 
Senator Koskowſki nicht zumuten, daß er etwas, was 
n ein Deutſcher geſagt hat oder was er in deutſchen 
Püchern geleſen hat, glaubt. Koskowſki kennt die ſpäten 
Nachfahren der „heimtückiſchen Kreuzritter“ viel zu genau, 
als daß er ſich jemals dazu verleiten ließe, hinter ihren 
Worten und Taten etwas anderes denn finſterſte politiſche 
Bosheit und Verſchlagenheit zu vermuten. So iſt es ihm 
auch mit dem deutſchen R 9 engedanken gegangen. 
Es 15 erſt ein Italiener, Artur Labriola, kommen 
müſſen, um den Senator a. D. darauf zu bringen, daß es 
mit dem unheimlichen „Raſſismus“ vielleicht doch etwas auf 
ſich haben könnte. Von einem anderen als einem Deutſchen 
läßt er Jer gern überzeugen. Und er hat feine neuen Er- 
kenntniſſe, die durch Labriola ihren politiſchen Unbedenk⸗ 
lichkeitsvermerk erhalten haben, auch ſofort zum Beſten 
gegeben. Man muß jagen: Koskowſki hat dazugelernt. Daß 
er dabei den deutſchen Lehrmeiſter abgelehnt hat, wird in 
Deutſchland niemandem ſchmerzen. | 

Im „Kurieı Warszawski“ hat er ſich kürzlich über die 
Raſſenſolidarität der nordiſchen Staaten 
verbreitet. Er hat u. a. geſchrieben: „Ueberhaupt iſt es 
wahrſcheinlich, wenn nicht gewiß, daß wir in eine geſchicht⸗ 
liche Phaſe eintreten, in der die nordiſchen Nationen len 
fein werden, eine gemeinſame, einheitliche Politik zu 
machen. In Wirklichkeit haben Beſtrebungen dieſer Art 
nicht erſt ſeit geſtern beſtanden. Es genügt, an den Pro⸗ 
teſtantismus zu erinnern, der eine der nordiſchen 
Ra e e Erſcheinung iſt. | 
mus ift ſehr aufrichtig, wenn er den Wunſch offenbart, ſich 
England zu nähern; und dieſes breitet inſtinktiv feine 


Der Nationalſozialis⸗ 


Provinz des Memelgebietes, die evangeliſch⸗lutheriſche Pro⸗ 
vinz Groß⸗Litauens und die evangeliſch⸗ reformierte Pro— 
vinz Litauens. Die Hauptorgane der geſamten evangeliſchen 
Kirche Litauens ſollen die Generalſynode und der 
Oberkirchenrat ſein. Die drei Kirchenprovinzen ſollen 
ihre Konſiſtorien und Provinzialſynoden beſitzen und gewiſſe 
autonome Rechte haben. An der Spitze des Oberkirchenrates 
ſteht ein Biſchof, der vom Staatspräſidenten 
aus drei von der Generalſynode vorge⸗ 
ſchlagenen Kandidaten gewählt wird. Wenn 
dieſer Plan Wirklichkeit würde, würde die evangeliſche 
Kirche des Memelgebietes in die Geſamtkirche Litauens ein⸗ 
gegliedert ſein. as würde einen neuen ſchweren 
Eingriff in die autonomen Rechte des 
Memellandes bedeuten. 


Die Studenkenſchaft der Univerſität Klauen 

Intereſſant ſind die ſtatiſtiſchen Angaben über die 
Zuſammenſetzung der Studentenſchaft Li⸗ 
tauens. Litauen hat eine Univerſität in Kauen. 
Dort ſtudierten im Frühlingsſemeſter dieſes Jahres 3600 
immatrikulierte Studenten. Ihre ſozicle Herkunft 
geht aus den Berufsangaben für die Eltern der Studenten 
hervor; von den Eltern waren 1595 Landwirte, 110 Ge⸗ 
werbetreibende, 407 Kaufleute, 451 Staatsbeamte, 69 Privat⸗ 
beamte, 420 Angehörige freier Berufe, 65 Kapitalrentner, 
136 Arbeiter, 48 Penſionäre, 48 Unterſtützungsempfänger, 
der Reſt ohne Berufsangabe. Von den Studenten waren 
der Staatsangehörigkeit nach 3555 Litauer, 
6 Lettländer, 1 Eſtländer, 8 Amerikaner, 1 Nanſenpaß⸗ 
inhaber, 28 Staatenloſe, 8 ohne Angaben. Die Statiſtik 
der Sprach kenntniſſe ergibt folgendes Bild: 
Deutſch 2282, Ruſſiſch 1745, Polniſch 826, Engliſch 581, 
Franzöſiſch 524, Lateiniſch 474, Hebräiſch 456, Jiddiſch 392, 
Lettiſch 127, Griechiſch 52, Eſperanto 51, Italieniſch 16, 
Tſchechiſch 15, Weißruſſiſch 11, Eſtniſch 4, Flämiſch und 
Spaniſch je 3, Däniſch, Ukrainiſch, Slowakiſch und Ungariſch 
je 1. Es zeigt ſich alſo, daß Deutſch die weitaus am 
häufigſten geſprochene Fremdſprache der an 
der Univerſität immatrikulierten Studenten iſt. Es folgt in 
erheblichem Abſtand die ruſſiſche Sprache, dann in weitem 
Abſtand das Polniſche und dann erſt wiederum in beträcht⸗ 
lichem Abſtand das Engliſche und Franzöſiſche, die beiden 
Sprachen, die jetzt an den höheren Schulen des Landes als 
erſte Fremdſprachen eingeführt worden ſind. 


nordiſche Politik 


Arme aus, obzwar es durch dieſe oder jene Bedenken vor⸗ 
erſt noch zurückgehalten wird.“ Koskowſki verweiſt dann auf 
die Neigung der baltiſchen und ſkandinaviſchen 
Staaten, ihre Politik miteinander und mit derjenigen 
Deutſchlands allmählich in Uebereinſtimmung zu bringen. 
„Die drei ſkandinaviſchen Staaten haben doch gegenwärtig 
ſozialiſtiſche Regierungen. Nun, dieſer Sozialismus hat ſie 
nicht im geringſten daran gehindert, eine anti: 
ruſſiſche und zugleich germanophile und 
den engliſchen Weiſungen gehorchende 
Politik zu treiben. Wir ſtehen“, heißt es dann weiter, 
zeiner immer beſtimmter ſich entwickelnden nordiſchen 
Solidarität gegenüber, die vorerſt einen antiruſſiſchen Cha⸗ 
rakter annimmt, im Grunde aber der ſlawiſchen Welt feind- 
lich iſt und auch einen antilateiniſchen Charakter beſitzt. Im 
16. Jahrhundert hatte dieſe Oppoſition eine religiöſe Form 
angenommen und den Proteſtantismus erzeugt. Ihre gegen> 
wärtige Form iſt der ‚Raſſismus ... Die Raſſen⸗ 
i gewinnen die Oberhand. Nicht 
nur, daß der ſkandinaviſche Sozialismus dieſe Entwicklung 
nicht hemmt, er ſcheint ſie vielmehr zu ſchüren. Jedenfalls 
denkt er nicht daran, die Raſſendoktrin auf dem Altar der 
internationalen Verſippungen ſozialer Färbung zu opfern. 
Das iſt eine belehrende Geſchichte.“ Zum Schluß aber 
kommt bei Koskowſki doch wieder die alte und unausrottbare 
Angſt vor den Deutſchen zum Durchbruch, eine Angſt, deren 
krankhaften Charakter man nur mit den uneingeſtandenen 
Seelenqualen eines ſchlechten Gewiſſens zu erklären vermag: 
Koskowſki verweiſt nämlich darauf, daß „auf der Oſtſee der 
Raſſismus den nordiſchen Intereſſen zu dienen habe, und 
die werden zu 95 v. H. durch die Deutſchen repräſentiert“. 
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15 Jahre nach der oſtpreußiſchen Abſtimmung 


Der nationaldemokratiſche „Kurier LWOw'ski“ brachte 
zum 15. Jahrestage der Volksabſtimmung in Oſt⸗ und Weſt⸗ 
preußen einen Gedenkartikel, der nach Inhalt und Ton nicht 
erkennen läßt, daß die Nachricht vom Abſchluß eines Ge⸗ 
waltverzichtspaktes und verſchiedener anderer Abkommen 
über die Befriedung der Beziehungen zwiſchen Deutſchland 
und Polen ſchon bis Lemberg durchgeſickert 8 Wieder 
einmal wird in dieſem Artikel das eindeutige Bekenntnis, 


das die Bevölkerung der Abſtimmungsgebiete im Jahre 1920. 


u Deutſchland abgelegt hat, bemeckert und bezweifelt. 
Wieder einmal werden Beſitzanſprüche auf dieſes Land er⸗ 
hoben, das vor 15 Jahren dem polniſchen Staat und dem 
polniſchen Volk eine durchaus unmißverſtändliche Abſage 
erteilt hat und auch jederzeit bereit wäre, ſein damaliges 
Votum wit derſelben Eindeutigkeit zu wiederholen. Der 
„Kurier Lwowski“ ſchrieb am 13. Juli u. a.: 

„Dieſe Niederlage vernichtete nicht unſere jahrhunderte⸗ 
alten Rechte. Wir haben uns im Gegenteil auf zahlreichen 
ermländiſch⸗maſuriſchen Tagungen, deren Zeugen wir in 
Soldau und Thorn waren, davon überzeugt, daß wir auf 
dies Gebiet ſowohl ein hiſtoriſches als auch ethnographiſches 
Recht haben (21). Nach dieſem großen Betrugsmanöver (!) 
erwachten der Ermländer und der Maſure, und ſie ſtellten 
feft, daß der Saiſonſtaat' an Macht wächſt, daß das Vater⸗ 
land () feine Hand nach feinen Söhnen (J) ausſtreckt, die 
man nicht zurückſtoßen darf. Nach der Volksabſtimmung 
arbeiteten die Deutſchen einen Plan für die Beackerung 
dieſes Gebietes aus. Die Garniſonen wurden verſtärkt, die 
Verwaltung wurde erweitert, jeder Morgen Landes wurde 
koloniſiert, es wurden Autoſtraßen, Eiſenbahnen gebaut, die 
polniſchen Organiſationen wurden vernichtet, es wurden 
zahlreiche Denkmäler errichtet, die von den Taten des 
preußiſchen Terrors Zeugnis ablegen ſollten, der ein 
würdiger Nachfolger der Ritter“ von Marienburg war. 
Wir haben im Jahre 1920 eine Niederlage 
erlitten, aber unſer völkiſcher Gedanke 
und unſer völkiſches Gewiſſen kehren 
ſtändig zurück zu dieſen Wegen Boleſla w 
Chrobrys, die durch viele Könige, angefangen mit Ka⸗ 
zimierz Jagiellonczyk und endigend mit Sobieſki, erbaut 
worden ſind; wir werden unter allen Umſtän⸗ 


den dorthin zurückkehren. Ein verlorenes Spiel 
macht uns nicht mutlos, ſondern befiehlt uns, nach der 
Unterſuchung der Gründe für die Niederlage unſer Augen— 
merk auf die Gebiete zu lenken, die am Fuße der Marien⸗ 
burg, bei Elbing, an der Paſſarge, bei Mohrungen liegen. 
Polen hat die ermländiſch⸗maſuriſche Volks⸗ 
abſtimmung nicht anerkannt und beim Voölker— 
bund Proteſt erhoben, der bisher nicht erledigt wurde ... 
Die Seite unſerer tauſendjährigen Geſchichte wurde noch 
nicht bis zum letzten Buchſtaben geſchrieben.“ 

Neben anderen Blättern beſchäftigte ſich auch der 
„Warszawski Dziennik Narodowy“ am 11. Juli mit der Volks⸗ 
abſtimmung in Oft: und Weſtpreußen. Nur im Kreiſe 
Stuhm, ſchrieb das Blatt, habe Polen einen kleinen Erfolg 
errungen; dort hätten 22 Dörfer für Polen geſtimmt, im 
Ermland dagegen von 583 Ortſchaften nur 4 und von den 
weiteren 275 Ortſchaften in Weſtpreußen nur 5. In Oſt⸗ 
maſuren ſeien für Polen überhaupt nur 95 Stimmen ab— 
gegeben worden, denen 162 652 deutſche Stimmen gegen⸗ 
überſtanden. Das ſei in Anbetracht des ethnographiſch 
gb Charakters (2!) dieſes Gebietes ein „Beweis für 

ißbräuche“. Polen habe dieſen Kampf um Oſtpreußen 
verloren. „Das bedeutet aber nicht, daß dasein 
Verluſt für ewige Zeiten ſein ſoll. Eine An⸗ 
gelegenheit, um die ein Volk ſeit tauſend Jahren kämpft, 
verliert man nicht durch einen einzigen Mißerfolg. Dieſer 
Kampf wird zweifellos irgendeinmal in 
der Zukunft wieder aufgenommen werden“, 
ſchließt das Blatt. 

Derartige Aeußerungen ſind nicht mißzuverſtehen. Und 
ſie werden, wo ſie in Deutſchland gehört werden, auch 
richtig verſtanden. Man ſage nicht, daß es ſich bei den 
erwähnten Artikeln ja nur um die Meinungen oppoſi⸗ 
tioneller Zeitungen handle, die auf die Führung der 
politiſchen Geſchäfte ja doch keinen Einfluß ausüben können. 
Denn erſtens iſt es noch gar nicht ſicher, ob das Regierungs⸗ 
lager in Polen gegen derartige nationaldemokratiſche Mei⸗ 
nungen hinreichend immun iſt; und zweitens iſt die Tatſache, 
daß es in Polen heute noch möglich iſt, daß in der Preſſe 
eine nur ſchlecht verhüllte Grenzreviſionspropaganda ge⸗ 
trieben werden darf, einigermaßen verdächtig. 


Oſtland⸗ Chronik 


Der Ausbau Groß-Gdingens 

Nachdem der Gdingener Hafen im weſentlichen fertig⸗ 
geſtellt iſt und nur noch durch den Bau eines dem Paſſagier⸗ 
verkehr dienenden Beckens und eines Holzhafens ergänzt 
wird, wird der beſchleunigte Ausbau der Stadt 
Gdingen nach einem Ende 1934 vom polniſchen Miniſter⸗ 
rat aufgeſtellten Fünfjahresplan in Angriff ge⸗ 
nommen. In Durchführung dieſes Planes ſoll Gdingen 
alle die kommunalen Einrichtungen, Induſtrie- und Handels⸗ 
unternehmungen erhalten, deren eine Hafenſtadt bedarf. 
Zunächſt ſoll vor allem das ſtädtiſche Straßennetz, das 
bisher noch viel zu wünſchen übrig läßt, ausgebaut werden. 
Vorgeſehen iſt ferner der Bau eines Rathauſes, eines 
Schlachthauſes, eines Krankenhauſes, eines Theaters, der 
Bau von Schulen, Säuglings- und ſonſtigen Heimen ſowie 
einer Markthalle. Im ganzen ſind für dieſe Bauten 25 Mill. 
Zloty angeſetzt worden, eine Summe, die zur Durchführung 
des Programms freilich bei weitem nicht ausreicht, da der 
Bau von 90 000 am Straßenfläche allein ſchon etwa 25 Mill. 
Zloty erfordert. Ueberdies iſt man ſich auch noch nicht im 
klaren darüber, auf welche Weiſe die Mittel aufgebracht 
werden können. Die Stadt Gdingen kann die Koſten ihres 
Ausbaues keinesfalls ſelber tragen; ſie iſt auch nicht in der 
Lage, die in Vorſchlag gebrachten Anleihen zu verzinſen. 
Auf die eine oder andere Art wird alſo der Staat ein- 
ſpringen müſſen. Man rechnet auf polniſcher Seite mit 
einem weiteren raſchen Anwachſen der Einwohnerzahl 
Gdingens. Schon bisher iſt dieſe Zahl in einem geradezu 
„amerikaniſchen Tempo“ geſtiegen. Sie hat nach den Be⸗ 
rechnungen des Gdingener Regierungskommiſſars am 
1. Juni d. Is. 53 192 Perſonen betragen, einſchließlich der 
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faſt 70 000 Perſonen betragen. 


nur vorübergehend angemeldeten Perſonen und der Aus— 
länder annähernd 60 000 Perſonen. Wenn demnächſt, wie 
beabſichtigt, die Ortſchaften Adlershorſt und Klein⸗Katz ein⸗ 
gemeindet werden, wird die Einwohnerzahl Groß⸗Gdingens 
Bis zum Jahre 1940 hofft 
man auf polniſcher Seite durch den Ausbau der Induſtrie 
und die Zentraliſierung des polniſchen Ueberſeehandels in 


Gdingen deſſen Einwohnerzahl auf 120 000, vielleicht ſogar 


auf 150 000 Nerſonen heraufſchrauben zu können. 


Wieder Ausſchreitungen gegen Deutſche in Pommerellen 


In Eigershütte in Pommerellen iſt es bei einer 
Verſammlung der Jungdeutſchen Partei zu blutigen Zu⸗ 
ſammenſtößen gekommen. In einem Lokal hatten ſich etwa 
hundert Mitglieder der Jungdeutſchen Partei zu einer Ver⸗ 
ſammlung zuſammengefunden. Der Verſammlung wohnten 
zwei polniſche Wachtmeiſter bei, die auch vorher dafür Sorge 
getragen hatten, daß die Deutſchen ihre Stöcke ablegten. 
Plötzlich drang ein polniſcher Stoßtrupp in den 
Saal. Die Polen ließen wüſte Schimpfkanonaden in 
polniſcher Sprache auf die Deutſchen los und ſangen ein 
polniſches Lied. Danach verſuchten ſie, ihre Beleidigungen 
zu verdeutſchen und ſprachen von „Brunnenvergiftung“. Der 
Ortsgruppenleiter forderte die Wachtmeiſter auf, die Ruhe 
wiederherzuſtellen. Die Anwort hierauf war ein noch 
lauteres Schreien und Toben der Polen. Als die Deutſchen 
Anſtalten machten, nach Hauſe zu gehen, rotteten ſich die 
Polen zuſammen und ſtürzten dann mit Knüppeln, 
Totſchlägern und Meſſern auf ſie los. Die Deut⸗ 
ſchen verſuchten, ſoweit es noch möglich war, wieder in den 
Beſitz ihrer Stöcke zu gelangen, um ſich wenigſtens not⸗ 


dürftig zur Wehr ſetzen zu können. Die Uebermacht jedoch 
war zu groß. Einige der Deutſchen trugen 
ſchwere Stich verletzungen am Kopfe davon, 
andere waren ſo zuſammengeſchlagen, daß ſie abtrans⸗ 

ortiert werden mußten. Der Landesleiter der Jungdeutſchen 
Partei forderte die Wachtmeiſter auf, die Vorfälle zu 
Protokoll zu nehmen. Die Wachtmeiſter beſchränkten ſich 
darauf, die Deutſchen, die ſich ſen Wehr geſetzt hatten, auf⸗ 
e und abführen zu laſſen!! Die anderen Deutſchen, 
die verlangten, vo Angreifer beſtraft würden, wurden 
auf Befehl der Wachtmeiſter mit Gewalt auseinander⸗ 
getrieben. 


Die Ufa filmt in Polen 

Ein „geiſtreicher“ Mann ſchrieb kürzlich im Krakauer 
„hustrowany Kurier Codzienny“, Kopernikus fei gewiſſer⸗ 
maßen der erſte Vorläufer der Filmleute Ben: er 
Mann hat ſich den Zuſammenhang anſcheinend folgender⸗ 
maßen gedacht: Die Filmleute „drehen“, und Kopernikus 
hat geſagt: „Und ſie bewegt ſich doch.“ Leider war es aber 
Galilei, der das geſagt hat. Der Vergleich ſtammt aus einem 
Bericht des Krakauer „Kurjer“ über eine Filmexpedi⸗ 
tion der Ufa, die gegenwärtig in ole n 
arbeitet, um dort Städte, Landſchaft und Menſchen für 
olen aufzunehmen. Die Arbeit 
dieſer Expedition hat in Krakau, dem (großenteils deutſchen) 
„Muſeum Polens“, begonnen. Es iſt zu begrüßen, daß dieſe 
und andere Stätten, die zahlreiche Zeugen alter deutſcher 
Kulturſchöpfung bergen, auch der breiten deutſchen Oeffent⸗ 
lichkeit einmal in lebendiger Bildfolge zugänglich gemacht 
werden ſollen. Die Filmleute der Ufa ſind ſtändig von 
polniſchen Wiſſenſchaftlern und Volkskundlern begleitet. Cs 
iſt daher angebracht, den Filmſtreifen, ehe er der Oeffent⸗ 
lichkeit vorgelegt wird, und vor allem ſeine Beſprechung von 
deutſchen Sachverſtändigen noch einmal ſorgfältig nach⸗ 
prüfen zu laſſen. 


Pilſudſki-Denkmal in Kattowig 


Ueberall in Polen beichäftigt man ſich mit Denkmals⸗ 
plänen für Marſchall Pilſudſki. Das größte Denkmal, das 
bereits im Entſtehen begriffen iſt, ſtellt der Pilſudſki⸗ 
Hügel auf dem Sominiec bei Krakau dar. Auch Warſchau, 
Wilna und andere Städte wollen ihre impoſanten Pilſudſki⸗ 
Denkmäler haben, fo auch Kattowitz. Wie Dr. Gra⸗ 
zinifi mitteilte, fol das Denkmal für den Marſchall zu⸗ 
gleich den ſchleſiſchen Aufſtänden gewidmet 
ſein, und zwar ſoll es das erſte hochkünſtleriſche Aufſtands⸗ 
denkmal in der Wojewodſchaft werden, da die bisher in 
verſchiedenen Städten errichteten Aufſtandsdenkmäler künſt⸗ 
leriſchen Anforderungen nicht genügen. Als Platz für das 
Denkmal iſt die große Grünanlage am Wojewodſchafts⸗ 

ebäude zwiſchen dieſem und dem geplanten Gebäude des 

ojewodſchaftsmuſeums auserſehen. Zur Gewinnung von 
Entwürfen wird ein öffentlicher Wettbewerb ausgeſchrieben 
werden. Man rechnet damit, daß die Koſten des Denkmals 
ſich auf rund 400 000 Zloty belaufen werden. Der Denkmals⸗ 
platz ſoll nach einem Wort des Wojewoden gewiſſermaßen 
die „Akropolis von Kattowitz“ werden. Aus den bisherigen 
Sammlungen ſtehen 30 000 Zloty zur Verfügung. Von der 
Induſtrie ſind 50 000 Zloty in Ausſicht een Die übrigen 
Mittel ſollen teils aus Geldern der Wojewodſchaft, teils 
durch öffentliche Sammlungen aufgebracht werden. Da es 
ich um ein Denkmal handeln ſoll, das gleichzeitig für 

ilſudſti und die polniſchen Auſſtändiſchen gelten ſoll, 
braucht man um eine paſſende Inſchrift nicht verlegen zu 
ſein. Geeignet wäre z. B. das bekannte Wort: „Ober⸗ 


einen Kulturfilm über 


uf ce fcemwü fit Jyrr vas fue rireurdf re 


Ehrenhalle führt, die durch eine Deffnung in der moſaik⸗ 


verzierten Kuppel erhellt wird. Die ſchlichte Ausſtattung der 
Halle wird in einem filbernen Kranz und in zwölf Tonnen⸗ 
niſchen beſtehen, in denen ſich auf Schiefernplatten, in Blei 
ausgelegt, die Wappen der deutſchen Landsmannſchaften 
befinden. Das Ehrenmal für die gefallenen Freikorps⸗ 
kämpfer wird durch den Volksbund Deutſche 
Kriegsgräberfürſorge erbaut. Die Mittel ſollen 
aus eine Straßenſammlung des Volkesbundes aufgebracht 
werden. 


Polniſche Feſtſtellung zur deulſchen Bevölkerungspolilik 

Der „lustrowany Kurier Codzienny“ befaßt ſich in einem 
Leitartikel mit der „bevölkerungspolitiſchen Revolution“ in 
Deutſchland und betont, daß die e ede Revo⸗ 
lution nicht nur eine politiſche geweſen fen ondern das 
ganze deutſche Volk bis in ſeine tiefſten Tie ndelt 
habe. Die Zunahme der Geburten um 100 Pro 
zent ſei eine in der Geſchichte der ziviliſierten Völker 
einzigartige Erſcheinung und wohl die wichtigſte Er⸗ 
ſchein un er Gegenwart überhaupt. Das 
deutſche Volk verjünge ſich ſowohl in kul⸗ 
turell⸗ziviliſatoriſcher Hinſicht wie auch 
in der Zuſammenſetzung ſeiner Bevölke⸗ 
rung, während gleichzeitig die anderen weſtlichen Völker 
Europas alterten. Das Ethos des deutſchen Volkes ſeine 
Geſittung und feine Pſyche ſeien in kürzeſter Zeit völlig 
gewandelt worden. Eine ſolche Wandlung könnten jedoch 
nur geiſtige Bewegungen hervorrufen, die wie religiöſe 
Bewegungen wirkten. Da der Nationalſozialis⸗ 
mus dies erreicht habe, ſo ſei ein Beweis dafür erbracht, 
daß er eine ſittlich⸗religiöſe Bewegung dar⸗ 
ſtelle und nicht nur eine politiſche, was man 
bisher völlig überſehen habe. 
Polskie Radio 

Die polniſche Rundfunkgeſellſchaft „Polskie Radio“ iſt 
Anfang Juli in den Beſitz der polniſchen Regierung über⸗ 
gegangen. Bisher befanden ſich die Aktien faſt durchweg 
in den 14 einer Gruppe von Privatleuten, die Re⸗ 
gierung beſaß nur wenige Aktien. Jetzt iſt die Regie⸗ 
Tung der alleinige Inhaber. Der bisherige 
Generaldirektor des „Polskie Radio“, Chamec, wird bis 
zum Ablauf feines een Kontraktes die Geſchäfte 
5 Seine Befugniſſe find durch den Eintritt 
von Vertretern der Regierung in die Direktion 
weſentlich eingeſchränkt worden. f 


Deutſches friegsſchiff beſucht Gdingen 

Nachdem vor einiger Zeit zum erſten Male polniſche 
See die beiden Zerſtörer „Wicher“ und „Burza“, 
den deutſchen Kriegshafen Kiel beſucht haben, wird der 
Kreuzer „Königsberg“ in der zweiten Hälfte des Monats 
Auguſt dem Hafen Gdingen einen Gegenbeſuch abſtatten. 
Die Offiziere des deutſchen Kriegsſchiffes werden, wie es 
heißt, von Gdingen aus Warſchau een wie auch die 
polniſchen Offiziere von Kiel aus die Reichshauptſtadt auf⸗ 
geſucht haben. 


Trockenlegungsarbeiten am Friſchen Haff 

Der Oſt winkel des Friſchen Haffs ſoll bis 
zur Linie Oſtloch — Wogen ap eingedeicht werden. Das 
Gebiet, das zunächſt aufgelandet werden ſoll, iſt 300 Hektar 
groß. Die Auflandung erfolgt in der Weiſe, daß zuerſt ein 
Umfaſſungsdeich gebaut, dann das Pinnenwaſſer durch 
Schöpfwerke abgeleitet, eine Sandſchicht aufgetragen und 


tine ßrcti ouggeiftlickl wärgerpihurirde. Nu Weacfelye Rp an 


en um 


deutſche Kolonie!“ 


Ehrenmal für die Freikorpskämpfer. 


Am Annaberg iſt der Freiwillige Arbeitsdienſt 
dabei, einen Thingplatz zu ſchaffen, der einer der ſchönſten 
derartigen Plätze im Reiche ſein wird. Eine natürliche 
Felskuliſſe ſchließt den Platz ab. Als Krönung dieſer Fels⸗ 
wand wird ein Ehrenmal fürdie Gefallenen der 
Freikorps entſtehen. Der vom Propagandaminiſterium 
bereits genehmigte Entwurf ſtammt von dem Münchener 
Architekten Robert Tiſchler. Durch einen ſchmalen Ein⸗ 
gang wird man einen Wandelgang ‚betreten, der durch 

uken ab und zu einen Blick ins Freie gibt und zu einer 


dieſe erſte Verpolderung ſoll ſpäter der ganze Oſtwinkel des 
Haffs bis nach Cadinen aufgelandet werden. Im 
ganzen wäre das eine Fläche von faſt 600 Hektar. 


Das iſt Habsburg! 


Der frühere Erzherzog Albrecht erklärte kürzlich 
in einer Anſprache vor ungariſchen Studenten: „Sollte 
die aufgehetzte deutſche Minderheit ihre Verpflichtungen 
gegenüber der ungariſchen Staatsidee vergeſſen, dann ſoll ſie 
lieber in das Reich zurückkehren. Wer nicht Ungar 
ſein will, für den iſt hier kein Platz!“ Dieles 
Chee deutiche“ Wort macht dem Erzhaus Habsburg alle 

e. 
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Der deutſche landwirtſchaftliche Beſitzſtand 


Es iſt für die Oberflächlichkeit, mit der in Polen die 
Beſchwerden der deutſchen Volksgruppe nicht nur in den 
oppoſitionellen Kreiſen abgetan werden, bezeichnend, daß es 
ſelbſt das amtliche Organ der Regierung, die „Cazeta 
Polska”, noch fertig bringt, einen Artikel ihres Poſener 
Korreſpondenten aufzunehmen, in dem diefer journaliſtiſche 
Säugling kurzweg die Richtigkeit der von deutſcher Seite 
gemachten Feſtſtellung beſtreitet, daß es der deutſchen Volks⸗ 
gruppe in Poſen-Pommerellen an Exiſtenzmöglichkeiten und 
an agrariſchem Lebensraum fehlt. Und es iſt für die Leicht⸗ 

läubigkeit, mit der auch im Regierungslager die deutſch⸗ 
feindlichen Theſen der nationaldemokratiſchen Oppoſition 
aufgenommen und verbreitet werden, weiter bezeichnend, 
daß der erwähnte Korreſpondent des Regierungsorgans 
ſich auf höchſt fragwürdige Feſtſtellungen ſtützt, die 
vor einiger Zeit im „Kurjer Poznanski“ von einem ge— 
wiſſen Dworzaczek aufgeſtellt wurden. Dieſer. Dworzaczek 
gab vor, eine Zunahme des deutſchen Grundbeſitzes in 
Poſen⸗Pommerellen während der letzten acht Jahre um 
15 000 Hektar beobachtet zu haben; und der Korreſpondent 
der „Gazeta Polska“ zieht daraus den Schluß, daß die 
deutſche Volksgruppe keinen Anlaß habe, ſich über 
mangelnden Lebensraum zu beklagen. ö 

Gegen dieſe leichtfertige Art, nationalpolitiſche Pro⸗ 
bleme zu „ıöfen“, hat die Bromberger „Deutſche Rundſchau“ 
Stellung genommen. Sie weiſt zunächſt darauf hin, daß die 
deutſche Volksgruppe in Poſen-Pommerellen zu etwa 
80 v. H. irgendwie mit dem Lande verbunden ſei, daß alſo 
die Frage ihrer wirtſchaftlichen Exiſtenz eine Frage des 
deutſchen Grundbeſitzes ſei. Den fragwürdigen Zahlen 
Dworzaczeks ſtellt das Blatt dann die zuverläſſigen An- 
gaben über die e des deutſchen 
landwirtſchaftlichen eſitzſtandes während 
der letzten neun Jahre gegenüber. Danach hat ſich der 
deutſche VBeſitz in Poſen-Pommerellen allein durch die 


Agrarreform ſeit Beſtehen des Agrarreformgeſetzes 
um mehr als 60 000 Hektar Fläche verringert. Zu dieſem 
Verluſt kommt eine Fläche von 11 800 Hektar hinzu, die 
durch den Verkauf ganzer Güter entſtanden iſt, wobei es 
ſich zumeiſt um ſolche Güter handelt, die von ihren Beſitzern 
aufgegeben wurden, weil ſie durch die übermäßige Heran⸗ 
ziehung zur Agrarreform unwirtſchaftlich geworden waren. 
Demnach hat allein der deutſche Großgrundbeſitz 
im Laufe von neun Jahren nicht weniger 
als 71800 Hektar Fläche verloren. Hinzu 
kommt dann noch der in dieſer Zeit aus deutſcher in polniſche 
Hand übergegangene kleinere landwirtſchaftliche Beſitz. Die 
verlorene bäuerliche Fläche wird man mit 
et wa 10 000 Hektar innerhalb der letzten neun Jahre 
anſetzen können. Insgeſamt wäre das eine Fläche von etwa 
82 000 Hektar, alſo eine Fläche, „auf der rund 5450 deutſche 
Bauernfamilien oder rund 21 000 deutſche Menſchen Er⸗ 
een ge und Unterkommen hätten finden 
önnen“. 

Dieſe Tatſachen ſcheinen dem Korreſpondenten des 
Warſchauer Regierungsblattes entgangen zu ſein. Er weiß 
anſcheinend noch nichts davon, wie ſich in den deutſchen 
Dörfern, vor allem des Netzegaues und der Koſchneiderei, 
eine Uebervölkerung mit all ihren ſozial ſchädlichen 
Folgen bemerkbar macht, wie dort vielen tauſend deutſchen 

auernſöhnen und =töchtern jede Möglichkeit fehlt, ihre 
Kräfte voll zu verwerten, da ihnen von polniſcher Seite der 
Lebensraum verweigert und der Aufbau einer ſelbſtändigen 
Exiſtenz unmöglich gemacht wird. Es wäre wohl die Auf⸗ 
gabe eines Korreſpondenten des maßgebenden Regierungs⸗ 
blattes, ſich über das ſehr wichtige Problem der deutſchen 
Raumnot in Poſen⸗Pommerellen ernſtlich Gedanken zu 
machen und ſich nicht darauf zu beſchränken, das wieder⸗ 
zukäuen, was ihm von der nationaldemokratiſchen Kon⸗ 
kurrenz bereits vorgekaut worden iſt. 


Deutſchlands Handel mit Oſteuropa 


Seit dem Jahre 1931 befand ſich der deutſche Außen⸗ 
handel mit den oſteuropäiſchen Staaten (Sowjetrußland, 
Polen, Danzig, Finnland, Eſtland, Lettland und Litauen) 
in ſtändigem Rückgang. Jetzt iſt im 1. Vierteljahr 
1935 zum erſten Male wieder eine Wendung eingetreten. 
Allerdings iſt dieſe Wendung für die Geſtaltung der 
deutſchen Handelsbilanz mitden Oſtſtaaten 
durchaus nicht günſtig. Denn während die Ein⸗ 
fuhr Deutſchlands aus dieſen Staaten im Vergleich zum 
Vorjahre geſtiegen iſt, iſt die deutſche Ausfuhr 
dorthin zurückgegangen. Der Geſamtumſatz Deutſch⸗ 
lands mit den Oſtſtaaten hat im 1. Vierteljahr 1934 
122,9 Mill. RA betragen, in derſelben Zeit 1935 138,6 
Mill. A; er iſt alſo um 12,8 Prozent geſtiegen. 

Die deutſche Einfuhr aus den Oſtſtaaten 
hat in der Berichtszeit 1935 95,5 Mill. AM (1934: 
73,7 Mill. N.) betragen. Sie hat alſo um 29,4 Prozent 
zugenommen. Die deutſche Ausfuhr nach den Oſtſtaaten 
hat in den erſten drei Monaten 1935 43,2 Mill. AM, in 
derſelben Zeit des Vorjahres dagegen noch 49,2 Mill. AM 
betragen; ſie iſt alſo um 12,2 Prozent geſunken. An der Zu⸗ 
bzw. Abnahme der deutſchen Ein⸗ und Ausfuhr ſind die 
einzelnen Oſtſtaaten in ganz verſchiedenem Maße beteiligt. 
In der Zuſammenſetzung des deutſchen Oſt⸗ 
europahandels ſind gebietsmäßig weſent⸗ 
liche Verſchiebungen eingetreten. Im 


Eneglnen. ate eſch, Wer. Veulſyr fuel wreiieg eitwöckeltt. 


Es betrug die deutſche Einfuhr (E) bzw. die deutſche 
Ausfuhr (A) in den Monaten Januar —März (in Mill. 1 


Zeſucht im urlaub 
den ſchönen deutichen Oft ent 
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betragen. 


B 1933 | 1934 | 1935 4 1033 1934 | 1935 


Sowjetrußland | 40,4 38,7 56,0 89,0 21,0 9,2 
Polen. 137 16,2 17,8 14,5 7,5 9,9 
Danzig 1 3,8 3,6 16,2 3,1 3,5 
Finnland. 6,8 4,4 6,7 79 7,5 9,1 
Eſtland 0,8 1.7 2,1 1,7 1,6 2,0 
Lettland „oo. 3,0 41 8,0 4,2 4,7 7,6 
Litauen 4,5 4,9 1.3 5,1 3,8 19 


Oſteuropa .. . | 73,3 | 73,8 | 95,5 138,6 | a92 | 432 


Der deutſche Außenhandel mit Sowjetrußland hat 
im Vergleich zum Vorjahre in Ein⸗ und Ausfuhr eine fehr 
verſchiedenartige Entwicklung durchgemacht: Während die 
Einfuhr geſtiegen iſt, iſt die Ausfuhr auf ein Minimum 
zuſammengeſchmolzen. Der deutſche Handel mit Polen iſt 
ſowohl in der Ein⸗ wie in der Ausfuhr wieder im Steigen. 
begriffen. Dasſelbe iſt der Fall beim deutſchen Handel mit 
Finnland, Eſtland und Lettland. Beſonders 
auffällig iſt das Vordringen Lettlands im deutſchen Oſt⸗ 
europahandel. Während die deutſche Einfuhr aus Lettland 
im 1. Viertel dieſes Jahres ſich im Vergleich zum entſprechen⸗ 
den Zeitraum des Vorjahres um 93,8 Prozent und die 
deutſche Ausfuhr dorthin um 61,7 Prozent vermehrt hat, iſt 
die Einfuhr aus Litauen in der gleichen Zeit um etwa drei 
Viertel und die Ausfuhr dorthin um die Hälfte geſunken. 
Vie Hanoelsbilanz Ü fur Veutſchlanſo im 
Verkehr mit den oſteuropäiſchen Staaten 
ſtark paſſiv. Einer deutſchen Einfuhr aus dieſen 
Ländern im 1. Viertel dieſes Jahres in Höhe von 
95,5 Mill. N. ſteht nur eine Ausfuhr in Höhe von 
43,2 Mill. 7 gegenüber. Aktiv iſt die Handelsbilanz 
für Deutſchland nur im Verkehr mit Finnland und Litauen. 
Der Anteil Oſteuropas an der deutſchen Ge⸗ 
ſamteinfuhr hat im 1. Viertel d. Is. 8,6 Prozent und 
der Anteil an der geſamten deutſchen Ausfuhr 4,5 Prozent 


Gehorſams 


Meiſter. 


Oſtpreußen wieder ohne Arbeitsloſe 


Oſtpreußen hatte Ende Juni nur noch 6857 Arbeits⸗ 
loſe. Von 1000 Einwohnern waren im Durchſchnitt der 
Provinz 3, ſelbſt in Königsberg nur 6 arbeitslos. Das iſt 
weniger, als nach den Erfahrungen der letzten Jahre er⸗ 
wartet werden durfte. Denn es muß berückſichtigt werden, 
daß ein Teil der Arbeitsloſen wegen ihres Alters, körper⸗ 
licher Gebrechen, Krankheiten oder auch wegen ihrer mangel⸗ 
haften Berufsausbildung zu der von der Wirtſchaft ge⸗ 


forderten Arbeitsleiſtung nicht imſtande iſt und deshalb auch 


bei normaler Wirtſchaftslage keine Arbeitsſtellen finden 
kann. Die niedrige Arbeitsloſenzahl läßt darauf ſchließen 
(und die Meldungen der Arbeitsämter beſtätigen es), daß 
eine nicht unerhebliche Zahl dieſer vermindert Erwerbs⸗ 
fähigen infolge des ſtarken Arbeitsbedarfs der Wirtſchaft 
jetzt Arbeit gefunden hat. Arbeitsfähige, die durch 
Beendigung von Arbeiten arbeitslos 
werden, finden faſt ausnahmslos in kurzer 
Zeit wieder Arbeit. Die Provinz hat aber nicht nur 
ihre eigenen Arbeitskräfte beſchäftigt, ſie hat auch nicht un⸗ 
weſentlich zur Entlaſtung anderer Wirtſchaftsgebiete des 
Reiches beigetragen. ö ö 

18.000 Landhelfer, 2800 andere jugendliche Landarbeiter 
und mehr als 3000 ſonſtige Arbeitskräfte, im ganzen 


24000 Arbeiter aus anderen Reichsſtellen. 


haben bis zum Monat Juni in Oſtpreußen 
Arbeit erhalten. Der Bedarf dauert weiter an. Wenn 
trotzdem noch 7800 Arbeitſuchende Ende Juni als Not⸗ 
ſtandsarbeiter tätig waren, ſo liegt das einmal daran, 
daß als Notſtandsarbeiten jetzt faſt ausſchließlich nur noch 
Arbeiten ausgeführt werden, die entweder aus Gründen 
des Verkehrs oder der Bodenverbeſſerung unbedingt not⸗ 
wendig ſind. Die Abberufung der bei ihnen beſchäftigten 
Notſtandsarbeiter würde die Einſtellung der Arbeiten nach 
ſich ziehen, weil ſie ohne Zuſchüſſe der wertſchaffenden 


Arbeitsloſenfürſorge nicht zu finanzieren find und der Pro⸗ 


vinz die Möglichkeit nehmen, zur Entlaſtung anderer 
Gebiete mit größerer ene e ee Die von 
der Wirtſchaft am dringendſten benötigten Arbeitskräfte — 
gewerbliche Facharbeiter und jugendliche Helfer in der Land⸗ 
wirtſchaft — find außerdem unter den oſtpreußiſchen Not— 
ſtandsarbeitern nicht mehr vorhanden. 

Der planmäßige Abwehrkam f: gegen die Arbeitsloſig⸗ 
feit ſetzte in Oſtpreußen vor zwei Jahren ein. Am 30. Juni 
1933 wurde zum letzten Male die hohe Zahl von 75 000 
Arbeitsloſen feſtgeſtellt. In knapp zwei Monaten gelang es 
dann, dieſe Arbeitsloſen bis auf einen geringen Reſt von 
Arbeitsunfähigen und Arbeitsunwilligen in Arbeit zu 
bringen. Ende Auguſt 1933 ſtanden rund 54 000 in Not⸗ 
ſtandsarbeit. Es mußte erwartet werden, daß der durch die 
künſtliche Arbeitsbeſchaffung gegebene Auftrieb allmählich 


Buchbeſprechungen 


Der deutihe Ordensſtaat. Geſtalten feiner großen 
Von Erich Maſchke. Hanſeatiſche Verlags⸗ 
anſtalt, Hamburg 1935. 126 Seiten. Preis kart. 3,60 AM, 
Leinen 4,80 . — Erich Maſchke hat es verſtanden, die 
Idee des Ordens für die Gegenwart lebendig und fruchtbar 
zu machen. „Was in unſerer Zeit nach Geſtaltung drängt, 
iſt dem Weſen und Werk jenes Ordens der Deutſchen aufs 
tieffte verwandt.“ Wie ſchon die Geburtsſtunde des Ordens 
in das Schickſal des Reiches verflochten war, ſo iſt der Weg, 
den er gegangen iſt, immer wieder in den Weg der deutſchen 
Geſchichte gemündet. Die Idee, auf der der Orden aufgebaut 
war, die Idee der Gemeinſchaft des Abendlandes, der Gemein⸗ 
ſamkeit von Kaiſertum und Papſttum, lag, als er entſtand, 
ſchon im Sterben. Wenn er trotzdem drei Jahrhunderte einer 


0 Geſchichte erlebt und nicht das Schickſal der anderen 


eiftlichen Ritterorden Zuſan hat, fo deshalb, weil er als 
olonifator ſtets den Zuſammenhang mit dem deutſchen 
Volkstum behielt, und weil die benediktiniſche Pflicht des 
in der Arbeit am Staate zu einem neuen, 


höheren Ethos der Pflichterfüllung durchdrang. Maſchke 


hat die entſcheidenden Etappen der Entwicklung des 


5 Ordens 
in den Geſtalten ſeiner großen Meiſter geſchildert. 


die Reife des Spätſommers, 


Here 


zu einer Belebung der freien Wirtſchaft führen 
würde. Dieſe Hoffnungen ſind bis jetzt in vollem Maße 
erfüllt worden. Im März 1934 waren noch 46 600, im 
Juni 1934 nur noch 23 600 Notſtandsarbeiterplätze not⸗ 
wendig, um die arbeitsfähigen und arbeitswilligen Arbeit- 
ſuchenden in Arbeit zu bringen; die jetzt verbliebenen 7800 
Notſtandsarbeiter werden durch die dreifache Zahl der aus 
anderen Reichsteilen herangeholten Arbeitskräfte mehr als 
aufgewogen. 

Einen entſcheidenden Anteil an der günſtigen Ent⸗ 
wicklung der letzten Monate hat die planmäßige 55 rde⸗ 
rung des privaten Wohnungs⸗ und des 
Kleinſiedlungsbaus, deren Finanzierung durch 
die Zunahme der Spareinlagen ermöglicht wurde. Alle 
arbeitsfähigen Baufacharbeiter ſind daher in Oſtpreußen in 
Beſchäftigung, und mehr als 1500 mußten ſchon bis Ende 
Juni aus anderen Bezirken herangeholt werden. Auch in 
anderen Berufsgruppen beſteht ein, wenn auch zahlenmäßig 
nicht jo ſtark ins Gewicht fallender Mangel an Fachkräften. 
Bis auf 2400 nur beſchränkt verwendbare, ſind die 38 000 
Facharbeiter der gewerblichen Berufe, die im Juni 1933 
arbeitslos waren, in dieſem Jahre in Arbeit. Vor einem 
Jahr hatten noch rund 14000 keine Berufsarbeit, ſondern 
106055 mit Notſtandsarbeiten beſchäftigt werden. Von den 
10 000 landwirtſchaftlichen Freiarbeitern, die Ende Juni 
1933 ohne Arbeit waren, ſind jetzt nur noch 2431 in der 
Fürſorge der Arbeitsämter, auch ſie zum großen Teile wenig 
verwendungsfähig. Ein Bruchteil führt Notſtandsarbeit 
aus, weil Berufsarbeit in der Nähe des Wohnorts nicht 
vorhanden und die Vermittlung in auswärtige Arbeits- 
an aus perſönlichen Gründen nicht möglich iſt. Der 

edarf der Landwirtſchaft an Arbeits⸗ 
kräften iſt trotz der großen Zahl der aus anderen Be— 
1 herangeholten Landhelfer und der zunehmenden 

ermittlung auswärtiger Landarbeiterfamilien noch 
immer nicht gedeckt. 

ne hat auch die Arbeitsloſigkeit 
der Angeſtellten, die in früheren Jahren ganz be⸗ 
ſonders hoch war, in dem gleichen Maße wie in den übrigen 


Berufsgruppen abgenommen. Bis zum Jahre 1935 konnten 


von den 9700 im Jahre vorher arbeitslos geweſenen An⸗ 
geſtellten 6000 in Berufsarbeit gebracht werden. Jetzt ſuchen 
nur noch 2400 berufliche Beſchäftigung. Leider werden 
viele von ihnen wegen mangelnder Verufskenntniſſe oder 
geringer Arbeitsfähigkeit ſelbſt bei noch größerem Bedarf 
nur unter großen Schwierigkeiten ein Unterkommen finden. 
Jüngere Kräfte unter 35 Jahren melden ſich nur vereinzelt 
und dann nur für kurze Zeit als Arbeitſuchende. Die noch 
vorhandenen älteren Kräfte ſind teils erwerbsbeſchränkt, 
teils nicht genügend vorgebildet. 


mann von Salza, einer der größten Staatsmänner 
der ſtaufiſchen Zeit, gab dem Orden die geſchichtliche 
Wendung nach Oſten. Er hatte es als ſeine Lebensaufgabe 
betrachtet, den Bruch zwiſchen Kaiſer und Papſt zu über⸗ 
brücken. Er ſtarb an dem Tage, an dem der Kaiſer vom 
Papſt in den Bann getan wurde, und damit ſein Leben 
ſinnlos geworden war. Aber zugleich hatte er die Kräfte 
des Reiches, das am Süden ſcheitern ſollte, in die Richtung 
einer neuen, fruchtbareren und erfolgreicheren Leiſtung 
gelenkt, indem er den Grund zu der Staatsſchöpfung des 
Ordens gelegt hatte. Luther von Braunſchweig 
verkörpert die großartige koloniſatoriſche Leiſtung des 
Ordens. In Winrich von Kniprode erreichte dieſer 
den Gipfel äußerer Macht und glänzender Geſtaltungskraft, 
die ſchon die Stürme des 
Herbſtes und das Sterben des Winters vorausahnen läßt, 
ein Schickſal, das bei Tannenberg ſeinen Anfang nahm. In 
dieſe Zeit ragt die Geſtalt Heinrichs von Plauen 
hinein, des einzigen Ordensmeiſters, deſſen Leben und Arbeit 
im Epos der Ordensgeſchichte eine dramatiſche Steigerung 
und eine tragiſche Verwicklung darſtellt: Er verſtieß gegen 
dite Regel des Ordens, um das zu retten, was die anderen 
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noch nicht als das Bleibende der Ordensleiſtung zu erkennen 
vermochten: den Staat. Woran er geſcheitert war, das ſetzte 
Albrecht von Brandenburg in die Tat um, indem 
er den Orden aufgab und den Staat erhielt. „Nach Keimen 
und Blühen, Reifen und Frucht war Dr den Ordensſtaat 
Preußen der Tod gekommen. Neues Leben trat an ſeine 
Stelle. Der preußiſche Name, den Herzog Albrecht gerettet 
hatte, ſollte auch in kommenden Epochen erſtrahlen über der 
immer gegebenen und nie verlorenen Sendung des deutſchen 
Volkes im Oſten!“ Dr. K. 


Die letzte Front. Geſchichte der Eiſernen Diviſion im 
Baltikum 1919. Von Major a. D. Joſef Biſchoff. Buch⸗ 
und Tiefdruck G. m. b. H., Berlin SW 19 1935. 270 Seiten 
mit mehreren Kartenſkizzen. — Noch heute wird in Deutfch- 
land und vor allem im Ausland vielfach den ſchlimmſten 
Greuelmärchen über die „Baltikumer“ und namentlich über 
die Eiſerne Diviſion des Majors Biſchoff Glauben geſchenkt. 
Das Buch des Grafen v. d. Goltz „Meine Sendung in Finn— 
land und im Baltikum“ erſchien zu einer Zeit, in der es 
nicht durchzudringen und irrige und böswillige Meinungen 
nicht zu zerſtreuen vermochte. Als Deutſchland ſich in den 
Krämpfen der Novemberrevolte wand, als es die Bürger⸗ 
lichen ſehr eilig hatten, ſich auf den ihrer Perſon ungefähr⸗ 
lichen „Boden der Tatſachen“ zu ſtellen, in dieſer Zeit 
unternahmen im Baltikum deutſche Soldaten den letzten 
Verſuch, eine Breſche in den Ring der Staaten zu ſchlagen, 
der nach dem Willen der Entente um Deutſchland gelegt 
werden ſollte. Wenn ſie ihr Ziel nicht erreichten, ſo ſind 
ihre Blutopfer ſchließlich doch nicht vergebens geweſen. Sie 
haben mitgeholfen, dem neuen Deutſchland den Weg zum 
Siege zu bahnen. Biſchoff ſchildert die militäriſchen 
Leiſtungen der Eiſernen Diviſion und die politiſchen Ideen 
ihrer Führung, das tragiſche Geſchick der letzten Front, die 
Lettland und mittelbar auch Eſtland von der Bolſchewiken⸗ 
herrſchaft befreite, die gegen die von der Entente aus— 
gehaltenen Letten vorgehen mußte, die von den Engländern 
gehetzt und bedrängt und ſchließlich von der eigenen Re⸗ 

ierung abgewürgt wurde. „Wenn es den Wert des Dienſtes 

für Deutſchland ausmacht, daß er hart iſt, ſo braucht die 
letzte Front keinen Vergleich zu ſcheuen.“ Sie hat ihre 
Pflicht erfüllt zu einer Zeit, als Pflichterfüllung nur Hohn 
und Verleumdung einbrachte. Biſchoffs Buch enthält ein 
weſentliches Stück deutſcher und oſteuropäiſcher Nachkriegs— 
geſchichte. 

Polniſche Ulanen. Kriegserinnerungen von Richard 
Boleſlawſki. Propyläenverlag, Berlin 1935. Aus dem 
Engliſchen überſetzt von Paul Fohr. 325 Seiten. Preis 
broſch. 3,80 %%, Leinen 4,80 . U. — Boleſlawſki erzählt 
die Kriegserlebniſſe des Regimentes Polniſche Ulanen. Zu 
dieſem Regiment gehörten etwa zweihundert Polen, ein 
winzig kleiner Truppenteil im Rieſenleib des ruſſiſchen 
Heeres. Der Erlebnisbericht ſetzt dort ein, wo ſich das 


in Codz oder denen des poſener Landes. 


über die Landesverbände Rabatt. 
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„Oſtdeutſcher Seimattalender 19360 


Der Bund Deutſcher Oſten gibt für das Jahr 1936 einen Oſtdeutſchen heimatkalender heraus. 
Der Kalender enthält eine Fülle unterrichtender und erzählender Beiträge. Don der Candſchaft und 
dem Schickſal des Memellandes ift darin ebenſo die Rede wie von der Heimat und der Arbeit des 
oberſchleſiſchen Kumpels, von der alten Dolkskunft Oſtpommerns ebenſo wie von der künſtleriſchen 
Ceiſtung des ſchleſiſchen Landes, vom Werden der Danziger UHiederung ebenſo wie von der eigenartigen 
Schönheit der oſtbayeriſchen Berge, von deutſchen Bauern im Baltikum ebenſo wie von den Deutſchen 
Dei Kampf um den preußiſchen Oſten und das Dolkstums: 
ringen in der ſüdlichen Oſtmark, in Oeſterreich, werden behandelt. Vom öſtlichen Land und feinen 
Menſchen iſt die Rede, von Geſchichte und Gegenwart und von den Aufgaben der Zukunft. Die Diel: 
geſtaltigkeit des deutſchen Oſtens, der ſich als politiſche Einheit von memel bis paſſau erſtreckt, wird in 
den Beiträgen oſtdeutſcher Schriftſteller und ernſter Sachkenner, ſowie in zahlreichen Bildern und Kunft: 
druckbeilagen bald von dieſer, bald von jener Seite beleuchtet. Der Oſten wird in dieſem Kalender als 
geſchichtliches Vermächtnis wie als politiſche und kulturelle Gegenwartsaufgabe lebendig. d 
Der in Buchform erſcheinende Kalender, der vorausfidytli Anfang Seplember vorliegen wird, a 
im Einzelbezug 0.90 Rm. Bei Bezug durch die Ortsgruppen ermäßigt ſich der preis für Mitglie 
des Bundes heimattreuer poſener auf 0.66 RM. Die Ortsgruppen erhalten bei Sammelbeſtellungen 
Die Ortsgruppen werden gebeten, ſchon jetzt mit der Werbung für den 
kibſatz des Oſtdeutſchen Heimatkalenders zu beginnen. 


ruſſiſche Heer aufzulöſen begann, um dann vollends im 
Chaos der Revolution zu zerbröckeln. Die ruſſiſche Re⸗ 
volution ging die Polen, die im Vertrauen auf das 
Verſprechen be Großfürſten Nikolai Nikolajewitſch im 
ruſſiſchen Heer für die Freiheit Polens kämpften, nichts an. 
Im allgemeinen Zuſammenbruch ſchließen ſich die pol⸗ 
niſchen Ulanen um ſo enger zuſammen. Noch einmal 
ſtehen fie, als Kerenſki zur letzten Offenſive aufruft, für eine 
verlorene Sache an der Front ihren Mann. Dann ſchlagen 
ſie ſich, als „Weiße“ von der roten Meute gehetzt, viele 
Wochen und Monate lang, durch die Front der Mittelmächte 
von ihrer Heimat abgeſchnitten, durch das in Blut und Auf⸗ 
ruhr erſtickende Land, bis ſie, keine Möglichkeit eines Ent⸗ 
kommens mehr ſehend, zum letzten Appell antreten, ſich als 
Truppe auflöſen und einzeln, als vagabundierende Soldaten 
getarnt, ihren Verfolgern zu entkommen und nach Polen 
zu genen verſuchen. Mit Spannung verfolgt man dieſen 
Erlebnisbericht einer Truppe, die zwar kämpfte und ſtarb, 
aber im Grunde inmitten des großen Geſchehens einer 
weltgeſchichtlichen Auseinanderſetzung doch nur Zuſchauer 
war. Die Auflöſung des ruſſiſchen Heeres, die Kerenſki⸗ 
offenſive, die bolſchewiſtiſche Revolution uſw. werden im 
Schickſal der polniſchen Ulanen lebendig. Wie immer, wenn 
Soldaten ihre Erlebniſſe ſchildern, ſtehen bitterer Ernſt und 
derber Humor, die Qual des Todes und der Glaube an das 
Leben dicht nebeneinander. Mitunter kommt es vor, daß 
dem Verfaſſer hiſtoriſche oder volkskundliche Irrtümer (fo 
über das alte Polen und Jagiello, die Letten und Litauer) 
und einige Zahlenverwechſlungen unterlaufen, aber ſie be⸗ 
treffen n uoline Dinge und ſtören den Geſamt⸗ 
eindruck, den das Buch hinterläßt, nur wenig. Als erſter 
polniſcher Kriegsroman, der ins Deutſche überſetzt worden 
iſt, verdient das Buch Beachtung. Dr. K. 


Die deutſche Oſtſeeküſte von Kiel bis Memel. ne 
und erläutert von Otto Völckers. Paul⸗-Hartung-Verlag 
Hamburg. Preis 1,20 AM. — Die Karte legt wenig Wert 
haf topographiſche Genauigkeit, dafür um ſo mehr auf bild⸗ 
hafte Wirkung. Einige Landſchaftsſkizzen und ein knapper, 
die Oſtſeeküſte und Dieren beſchreibender Text ſind ihr 
beigegeben. 


Perſönliches 


Geſtorben: Frau Lehngutsbeſitzer Anna Wilke, geb. 
Weißkopf, in Dahme, Kr. Liegniß, fr. in Samter und 
Schroda, am 27. 6., 49 J. N 

Geburtstage: Paul Frakanzani, Stadtoberinſpek⸗ 
tor i. R., in Berlin - Siemensftadt, Lentherſteig 14, fr. 
Landesſekretär bei der Provinzialverwaltung in Poſen, am 
3. 7. 70 J.; Witwe Wanda Fenger, jetzt Wennungen, 
70 J urg (Unſtrut) Land, Dorfſtr. 70, fr. Pinne, am 26. 7. 
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